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Liebe Leserinnen und Leser,

Hessen – im Herzen Europas: Die neue Ausgabe von Staat und Wirtschaft in Hessen verortet unser 
Bundesland im europäischen Kontext: Wie stark ist die hessische Wirtschaft? Wie leben Hessinnen und 
Hessen im Vergleich mit den europäischen Nachbarn? Wie steht es um ihre Wohn- und Arbeitssituati-
on? Welche Verbesserungen will die Hessische Nachhaltigkeitsstrategie für die Bürgerinnen und Bürger 
erreichen?

-
delsbeziehungen. Hier wird eine ganz besondere Ware umgeschlagen: Abfall. Die bedeutende Rolle, 
die der Handel mit Wegwerfwaren für die hessische Wirtschaft spielt, zeichnen wir nach. Ein zweiter 
Aufsatz listet die Spitzenreiter der Güter des hessischen EU-Im- und Exports auf. Wirtschaftliche Glo-
balisierung hört für Hessen nicht beim Handel auf. Unsere Autorinnen und Autoren zeigen, wie attraktiv 
der Standort für auslandskontrollierte Unternehmen ist. 

Neben Wirtschaft und Handel schauen wir auch auf die Lebensverhältnisse der Hessinnen und Hessen: 
Wie lebt es sich im Herzen Europas? Ein Artikel fragt nach Ballungszentren ausländischer Bevölke-
rungsgruppen. Ein weiterer Aufsatz beleuchtet, wie die Bürgerinnen und Bürger selbst ihren Lebens-
standard einschätzen und gleicht die Ergebnisse mit europäischen Werten ab. Im Fokus stehen dabei 
Wohnraum und -umfeld. Ein Exkurs zur Hessischen Nachhaltigkeitsstrategie zeigt außerdem, wie sich 
das Leben für Hessens Bevölkerung bis 2030 verbessern soll.

Unsere Rubrik „Hessen in Europa“ blickt auf die durchschnittliche Wochenarbeitszeit der Hessinnen und 
Hessen und vergleicht sie mit der anderer Europäerinnen und Europäer.

Entdecken Sie in dieser Ausgabe spannende Themen rund um Hessen in Europa! Ich wünsche Ihnen 
viel Vergnügen beim Lesen dieser Ausgabe.

Ihre

Dr. Christel Figgener

Präsidentin des Hessischen Statistischen Landesamts

Editorial
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Ausgewählte neue Daten für Landkreise und kreisfreie Städte

Hessische Kreiszahlen

 Mit dieser zweimal jährlich her-
ausgegebenen Veröffentlichung ist 
reichhaltiges Material über jeden 
Landkreis und seine Struktur, für 
Kreisvergleiche nach verschiede-
nen Gesichtspunkten sowie für Un-
tersuchungen über die innere Lan-
desstruktur verfügbar.

Die „Hessischen Kreiszahlen“ brin-
gen den Beziehern eine erhebliche 
Arbeits-, Zeit- und Kostenersparnis, 
weil sie regelmäßig neue Kreis-
daten bieten, die sonst aus vielen 
fachstatistischen Veröffentlichun-
gen zusammengestellt werden 
müssten. Einiges Kreismaterial wird 
speziell für diese Veröffentlichung 
aufbereitet. Jeder Band enthält 

Aktuelle Angaben über die neuesten Ausgaben 
 

Hessisches Statistisches Landesamt, 65175 Wiesbaden
Telefon: 0611 3802-950 · Fax: 0611 3802-992
E-Mail: vertrieb@statistik.hessen.de 
Internet: https://statistik.hessen.de 

Online:
PDF-Format, 
mit Excel-Anhang,
kostenloser Download, DIN A 4, Umfang 70 - 90 Seiten

Bildnachweis:
pdf icon © Alex White – Fotolia.com

zusätzlich Daten für die kreisan-
gehörigen Gemeinden mit 50 000 
oder mehr Einwohnern und für 
den Regionalverband Frankfurt 
RheinMain.

Die Veröffentlichung enthält aktuelle 
Daten u. a. zu den Bereichen:

• Gebiet und Bevölkerung,

• Erwerbstätigkeit und 
Arbeitsmarkt,

• Bildung und Kultur, 
Gesundheitswesen,

• Landwirtschaft,

• Verarbeitendes Ge- 
werbe, Baugewerbe,

• Gewerbeanzeigen,

• Verkehr, Tourismus,

• Geld und Kredit,

• Steuern, Finanzen,

• Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen,

• Umwelt.

Mit Schaubildern zu ausgewählten 
Themenbereichen des Inhalts.

W
-143-17
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Am Jahresende 2017 lebten nach Auswertung 
des vom Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) geführten Ausländerzentralregisters 
(AZR)1) 1,05 Mill. Frauen und Männer mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit in Hessen. Fast die 
Hälfte (45 %) waren Staatsangehörige aus einem 
Mitgliedstaat der EU. Der Anteil der Ausländerin-
nen und Ausländer an der Gesamtbevölkerung 
lag bei knapp 16 %2) wobei 7 % ausländische 
EU-Staatsangehörige und knapp 9 % Staatsange-
hörige aus Nicht-EU-Staaten waren.

Zahl der EU-Ausländerinnen und 
EU-Ausländer nach 2006 um 70 % 
auf 471 700 gestiegen

Zwischen Jahresanfang 2007 und Jahresende 
2017 ist die Zahl der in Hessen lebenden aus-
ländischen EU-Bürgerinnen und -Bürger (EU-27, 
ohne Deutschland) um 194 200 oder 70 % auf 
471 700 gestiegen. Die Zunahme konzentrierte 
sich auf den südhessischen Regierungsbezirk 
Darmstadt und hier insbesondere auf die kreis-
freie Stadt Frankfurt am Main. Maßgeblich war die 
zunehmende Bedeutung der Migration aus den 
jüngsten Mitgliedsländern Rumänien (+ 53 200), 
Bulgarien (+ 36 300) und Kroatien (+ 20 100). In 
der Summe stieg die Zahl dieses Personenkrei-
ses seit dem 1. Januar 2007 (41 700) bis 31. De-
zember 2017 (151 300) fast auf das 4-Fache. Aus 
der Gruppe der sogenannten EU-Osterweiterung 
2004 (10 Länder) trugen insbesondere Polen 

EU-Bürgerinnen und EU-Bürger in 
Hessen — räumliche Verteilung und 

-
-

Von Diana Schmidt-Wahl

(+ 40 900) und mit deutlichem Abstand Ungarn 
(+ 9000) und Litauen (+ 4500) maßgeblich zum 
Wachstum bei. Unter den älteren Mitgliedsländern 

spanischen Staatsangehörigen (+ 7200) relativ 
stark ins Gewicht.

Welche EU-Ausländergruppen 
dominieren?

Polnische Staatsangehörige stellten Ende 2017 
mit 17 % (80 900) die größte EU-Ausländer-
gruppe (siehe Abbildung 1). Es folgten mit 16 % 
(73 200) italienische und mit 13 % (60 500) 

1) Das AZR ist die einzige 
Quelle, die es ermöglicht, 
Informationen über die 
Staatsangehörigkeiten 
und die Aufenthaltsdauer 
der Ausländer zu erhalten, 
da die amtliche Bevölke-
rungsfortschreibung diese 
Merkmale nicht erfasst. 

2) Fortschreibung, Stand 
31.12.2017. 
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rumänische Staatsangehörige. Auf den Rängen 

4 bis 6 standen Personen aus Kroatien (50 800; 

11 %), Bulgarien (39 900; 9 %) und Griechen-

land (35 300; 8 %). Relativ kleine Gruppen bilde-

ten spanische (25 600; 5 %) Staatsangehörige 

sowie Portugiesen, Österreicher, Ungarn, Fran-

zosen und Vereinigtes Königreich mit jeweils gut 

2 % bzw. rund 3 %. Die übrigen EU-Nationalitä-

ten gelangten über einen Anteil von 2 % nicht 

hinaus.

Regionale Schwerpunkte der ausländi-
schen EU-Bürgerinnen und -Bürger 

Bei insgesamt gestiegenen Zahlen hat sich die 

räumliche Verteilung der ausländischen EU-An-

gehörigen innerhalb der letzten Dekade nicht 

nennenswert verändert. Wie damals so auch 

heute wohnen die meisten EU-Ausländerinnen 

und EU-Ausländer in Südhessen: 83 % der aus-

ländischen EU-Staatsangehörigen lebten 2017 

im Regierungsbezirk Darmstadt, gut jeder fünfte 
lebte in Frankfurt am Main (siehe Tabelle 1). Wei-
tere südhessische regionale Schwerpunkte sind 
die kreisfreien Städte Offenbach am Main (7 %) 
und Wiesbaden (6 %) sowie die Landkreise Offen-
bach (8 %), Groß-Gerau (7 %) und der Main-Kin-
zig-Kreis (6 %). In den mittel- und nordhessischen 
Regierungsbezirken Gießen und Kassel lebten 
dagegen nur 8 % bzw. 9 % der ausländischen 
EU-Bürgerinnen und -Bürger und kein Landkreis 
kam über einen Anteil von 2 % der ausländischen 
EU-Staatsangehörigen. 

Die Hauptursache dieser regional sehr unter-
schiedlichen Verteilung resultiert aus den bes-
seren Chancen, in den wirtschaftsstärkeren Ge-

verwandtschaftlichen und freundschaftlichen 
Verbindungen. Beide Motive führen eher zu einer 
Konzentration als zu einer Gleichverteilung der 
Nationalitäten. 

Polnische Staatsangehörige bspw., die hessen-
weit 17 % der ausländischen EU-Bevölkerung 
ausmachen, stellen im Landkreis Hersfeld-Ro-
tenburg (36 %) und im Werra-Meißner-Kreis 
(33 %) jeweils rund ein Drittel, in Frankfurt am 
Main aber nur 13 %. Italienische Staatsangehö-
rige – mit landesweit 16 % – bilden im Landkreis 
Marburg-Biedenkopf 22 % aller dort lebenden 
EU-Ausländerinnen und -Ausländer, im Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg aber nur 6 %. Die Rumänen, 
drittgrößte EU-Ausländergruppe (13 %) in Hes-
sen, stellen im Landkreis Fulda und im Lahn-Dill-
Kreis mit jeweils 21 % die größte Gruppe, in der 
kreisfreien Stadt Darmstadt, im Hochtaunuskreis 
und im Main-Taunus-Kreis hingegen nur jeweils 
9 %. Ähnliche Konzentrationen lassen sich – auf 
zahlenmäßig immer kleinerem Niveau – auch für 
weitere Nationalitäten feststellen.

Mehr Männer als Frauen

Das Geschlechterverhältnis hat sich im Betrach-
tungszeitraum 2007 gegenüber 2017 nur leicht 
verändert. Ende 2017 waren 54 % (31.12.2006: 
51 %) der registrierten EU-Ausländer männ-
lichen, 46 % (31.12.2006: 49 %) weiblichen 
Geschlechts (siehe Tabelle 2); mit anderen 
Worten: Auf 1000 Männer kamen 917 Frauen 
(31.12.2006: 956). Das Verhältnis von Frauen 

Abbildung 1: Ausländische EU-Bevölkerung in Hessen am 31.12.2017 (in %)



   Staat und Wirtschaft in Hessen 3|2018 7

und Männern ist in den Altersgruppen „bis unter 

25 Jahre“ und „60 Jahre und älter“ relativ aus-

geglichen. Bei den 25- bis unter 60-Jährigen ist 

der Männerüberhang am höchsten. Mehr Frauen 

(51 %) als Männer gibt es nur bei den 65- bis 

unter 70-jährigen EU-Ausländerinnen und -Aus-

ländern. Die höchsten Männeranteile unter den 

die britischen (58 %), italienischen (57 %) und 

rumänischen Staatsangehörigen (57 %). Re-

lativ niedrig war die Männerquote bei den aus 

Spanien und Österreich stammenden Personen 

(jeweils 52 %); bei den französischen Staatsan-

gehörigen waren Männer mit 45 % in der Minder-

heit. Zum Vergleich: 2016 lag der Männeranteil 

der deutschen Bevölkerung bei 49 %, d. h. auf 

1000 Männer kamen 1045 Frauen.

Altersstruktur 

Der Altersaufbau der ausländischen EU-Bevöl-

kerung Hessens unterscheidet sich trotz einiger 

Angleichungsprozesse von dem der deutschen 

Bevölkerung: Das Durchschnittsalter ist mit rund 

45 Jahren höher als das der EU-Ausländerinnen 

und -Ausländer (39,5 Jahre). Während unter den 

Deutschen 36 % unter 35 Jahre alt sind, sind dies 

unter der ausländischen EU-Bevölkerung 42 %. 

Sind unter den Deutschen 22 % 65 Jahre oder äl-

ter, gilt dies bei den EU-Ausländerinnen und -Aus-

länder nur für 10 %. 

Tabelle 1: EU-Ausländerinnen und -Ausländer in den kreisfreien Städten und Landkreisen am 31.12.20171)

 Insgesamt Anteil 
in %

Zunahme absolut 

Hessen polnisch italienisch rumänisch
polnisch italienisch rumänisch
italienisch polnisch spanisch

italienisch polnisch
rumänisch griechisch polnisch
polnisch italienisch rumänisch 

    Bergstraße polnisch italienisch rumänisch 
polnisch italienisch rumänisch

    Groß-Gerau italienisch griechisch polnisch
polnisch italienisch

rumänisch 
italienisch polnisch

griechisch rumänisch polnisch
    Offenbach italienisch polnisch

polnisch italienisch rumänisch 
polnisch rumänisch italienisch
polnisch rumänisch italienisch

    Gießen polnisch rumänisch italienisch
rumänisch polnisch griechisch 

    Limburg-Weilburg bulgarisch italienisch polnisch
polnisch italienisch rumänisch 
polnisch rumänisch italienisch
polnisch rumänisch bulgarisch
polnisch bulgarisch rumänisch

    Fulda rumänisch polnisch italienisch
    Hersfeld-Rotenburg polnisch rumänisch

polnisch rumänisch bulgarisch
polnisch rumänisch italienisch
polnisch rumänisch italienisch
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Aufenthaltsdauer

Die Hälfte der am Jahresende 2017 in Hessen 
registrierten ausländischen EU-Bevölkerung 
lebte noch keine 8 Jahre in Deutschland, 17 % 
wohnten zwischen 8 und 19 Jahren im Bundes-
gebiet und ein Drittel bereits seit mindestens 

Tabelle 2: Ausländische EU-Bevölkerung in Hessen am 31.12.2017 
nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten, Geschlecht, Durchschnittsalter 

und durchschnittlicher Aufenthaltsdauer 

Insge-
samt

 
männlich  weiblich  

schnittsalter 
in Jahren

 
schnittliche 
Aufenthalts- 

dauer 
in Jahrenin %

darunter
  Bulgarien 

  Griechenland 
  Italien 
  Kroatien 
  Österreich 
  Polen 
  Portugal 
  Rumänien 

  Ungarn 

20 Jahren. Die durchschnittliche Aufenthaltsdau-
er betrug 16 Jahre. Die Länder mit der längsten 
durchschnittlichen Aufenthaltsdauer waren der 
Nachbarstaat Österreich (31 Jahre) sowie die 
ehemaligen Gastarbeiternationen Italien (28), 
Griechenland (25), Portugal (24) und Spani-
en (23). Bei den Gründungsmitgliedern und den 
bis 1995 beigetretenen EU-Mitgliedsländern war 
der Anteil der Personen mit einer Aufenthaltsdau-
er von mindestens 20 Jahren erwartungsgemäß 
hoch. Die höchsten Anteilswerte hatten Staats-
angehörige aus Österreich (66 %), Italien (65 %), 
Portugal (60 %), Griechenland (59 %) und Spa-
nien (46 %). Die Verweildauer der EU-Staatsan-
gehörigen aus den in den Jahren 2004 und 2007 
beigetretenen Mitgliedsstaaten war i. d. R. ent-
sprechend kürzer. Personen aus Slowenien und 
Kroatien bildeten hier eine Ausnahme (ehemals 
Gastarbeiterland Jugoslawien). Die durchschnitt-
liche Aufenthaltsdauer der bulgarischen und ru-
mänischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern war 
mit jeweils 5 Jahren am niedrigsten, 81 % bzw. 
84 % dieser Staatsangehörigen lebten am Jah-
resende 2017 erst seit höchstens 7 Jahren im 
Bundesgebiet. 

Diana Schmidt-Wahl; Tel.: 0611 3802-337 
E-Mail: diana.schmidt-wahl@statistik.hessen.de
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Auslandskontrollierte Unternehmen

Mit zunehmender Globalisierung steigt die Be-
deutung von Unternehmensgruppen, denn Ver-

von internationaler Relevanz. So werden zahlrei-
che hessische Unternehmen von Muttergesell-
schaften mit Sitz im Ausland kontrolliert. Daten 
zu diesen Einheiten liefert seit einigen Jahren die 
Statistik auslandskontrollierter Unternehmen (In-
ward-FATS), die auf der Europäischen ForeignAf-

1)*) 

Rechts- und Datengrundlage

Alle EU-Mitgliedstaaten sind gemäß der FATS-Ver-

international verbundenen Unternehmen an das 
Statistische Amt der Europäischen Union (Euro- 
stat) zu übermitteln. Dabei schafft die Verordnung 
einen EU-weit einheitlichen Rahmen, um die Struk-
tur und Tätigkeit von Auslandsunternehmens- 
einheiten zu erfassen. Hierzu zählen zum einen 
ausländische Unternehmen, die von inländischen 
Einheiten kontrolliert2) werden (Outward-FATS), 

 

Außenhandel
-
-

-
 

-
-
. 

Von Dr. Joachim Lutz und Anna Elisa Nikolis

deren Statistiken die Deutsche Bundesbank er-
stellt. Zum anderen geben die Inward-FATS In-
formationen über Unternehmen, die unter aus-
ländischer Kontrolle3) stehen. Die erforderlichen 
Strukturmerkmale für auslandskontrollierte Un-
ternehmen werden von den jeweiligen nationalen 
Statistikbehörden – in Deutschland vom Statisti-
schen Bundesamt – übermittelt.4) 

Da die Inward-FATS bereits vorhandene Daten ver-
wenden, handelt es sich um eine Sekundärstatistik, 
die auf dem Statistischen Unternehmensregister 

© Fotomanufaktur – Fotolia.com

*) Alle Fußnoten sind am 
Ende des Artikels auf Seite 
19 aufgeführt.
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und den jährlichen Unternehmensstrukturerhe-
bungen basiert.5) Das Statistische Unternehmens-
register beinhaltet nicht nur Informationen zu den 
relevanten wirtschaftlich aktiven Unternehmen, 
sondern auch zu den Kontrollbeziehungen zwi-
schen Unternehmen.6) Hierdurch ist es möglich, 

-
schen Muttergesellschaft kontrolliert werden und 
somit die Kriterien der Inward-FATS erfüllen.7) Im 
Anschluss werden diese Inward-FATS-Einhei-
ten mit den dazugehörigen Einzeldaten aus den 
jährlichen strukturellen Unternehmensstatistiken, 
z. B. Investitions-, Struktur- und Kostenerhebung 
im Verarbeitenden Gewerbe, insbesondere zu 
den Merkmalen „Tätige Personen“ und „Umsätze“ 
verknüpft. Sollten die Inward-FATS-Unternehmen 
nicht Bestandteil der jährlichen Erhebungen sein, 
werden die notwendigen Merkmale durch vorhan-
dene Angaben zu Unternehmen ergänzt, die in 
der gleichen Beschäftigtengrößenklasse und dem 
gleichen Wirtschaftsabschnitt liegen. Darüber hin- 
aus erfolgt eine Prüfung, ob fehlende Informati-
onen zu Umsatz und/oder Beschäftigen aus den 
administrativen Angaben des Statistischen Unter-
nehmensregisters gewonnen werden können.

Vor der Übermittlung des Datenmaterials an Eu-
rostat sind Maßnahmen zur primären und sekun-
dären Geheimhaltung der Inward-FATS zu tref-
fen.8) Im Rahmen der primären Geheimhaltung 
werden Ergebnisfelder gesperrt, die das Risiko in 
sich bergen, dass Einzelangaben aufgedeckt wer-

den könnten. Bedingt durch die additiven Zusam-
menhänge in Statistiktabellen ist es oftmals nicht 
ausreichend, ausschließlich die primär geheimen 
Felder zu sperren. Um eine Aufdeckung von Wer-
ten bspw. durch Differenzbildung zu verhindern, 
folgt die sekundäre Geheimhaltung, in deren Zuge 
weitere Tabellenfelder gesperrt werden. Um den 
Geheimhaltungsmaßnahmen Rechnung zu tra-
gen, wurden für diesen Artikel einzelne europäi-
sche Länder9) in Ländergruppen zusammenge-
fasst. Dazu wurden zunächst die bedeutendsten 
hessischen Handelspartner 2015 anhand ihrer 
Handelsvolumina, also des Werts der Importe 
und der Exporte, bestimmt (vgl. Tabelle 1 und 
Abbildung 1). Die 12 wichtigsten Länder wurden 

Lage in die folgenden 4 Gruppen eingeteilt: West 
(Belgien, Frankreich, Niederlande, Vereinigtes 
Königreich), Süd (Italien, Österreich, Schweiz, 
Spanien), Ost (Polen, Russische Föderation, 
Tschechische Republik, Ungarn) sowie andere 
europäische Länder.

Auslandskontrollierte Unternehmen 
in Hessen

Erstmalig wurden Ergebnisse zu auslandskontrol-
lierten Unternehmen in Hessen für das Berichts-
jahr 2011 ausgewiesen (vgl. Abbildung 2), die ak-
tuellsten Informationen liegen für das Berichtsjahr 
2015 vor. Wie Abbildung 2 zeigt, hatten im Jahr 
2015 insgesamt 2247 hessische Unternehmen 
eine Muttergesellschaft, die im europäischen Aus-
land sitzt. Somit lag die Anzahl deutlich über den 
Vorjahren 2012–2014. Auffällig sind die großen 
Abweichungen zwischen den Berichtsjahren 2011 
und 2012 bzw. zwischen 2014 und 2015. Diese 
wurden maßgeblich durch methodische Änderun-

2012 der externe Datenanbieter, von dem die An-
gaben zu Kontrollbeziehung zwischen Unterneh-
men stammen.10) Der Anstieg im Berichtsjahr 2015 
resultierte u. a. aus einer verbesserten Datenlage 
aufgrund von zusätzlichen Datenlieferungen und 

Abbildung 3 stellt die Veränderung der Tätigen 
Personen und des Umsatzes dar. Im Berichtsjahr 
2015 verzeichneten die insgesamt 2247 hessi-
schen Unternehmen, die von einer Muttergesell-
schaft im Europäischen Ausland kontrolliert wur-

Tabelle 1: Hessische Außenhandelspartner 2015 
nach Handelsvolumen insgesamt

Handelspartner
Import Export Handelsvolumen  

insgesamt

Niederlande

Italien

Belgien
Polen

Österreich

Ungarn
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© Hessisches Statistisches Landesamt, Wiesbaden, 2018
Kartografie: Competence Center Geoinformation (CCG)
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Abbildung 1: Einteilung hessischer Handelspartner nach Ländergruppen
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den, einen Umsatz von über 97 Mrd. Euro bei 
knapp 231 000 Beschäftigten (vgl. Tabelle 2). Im 
Jahresvergleich lag der Umsatz somit erstmals 
über 90 Mrd. Euro, wobei zugleich die Anzahl der 
Tätigen Personen abnahm (vgl. Abbildung 3).

Bei der Betrachtung der Verteilung der auslands-
kontrollierten Unternehmen nach Ländergrup-
pen innerhalb Europas im Berichtsjahr 2015 fällt 
auf, dass etwa 40 % der Unternehmen von ei-
ner Muttergesellschaft kontrolliert werden, die in 
der Ländergruppe West sitzt (vgl. Tabelle 3). Der 
einhergehende Umsatz liegt mit 41,5 % bei fast 
40 Mrd. Euro. Den zweitgrößten Umsatz erwirt-
schaften mit ca. 25 Mrd. Euro die 33,4 % der Un-
ternehmen der Ländergruppe Süd. Auffallend ist, 
dass die Ländergruppe Ost zwar nur 1,8 % der 
Unternehmen kontrolliert, der Umsatzanteil jedoch 
bei 16,2 % und somit knapp 15,6 Mrd. Euro liegt. 
Grund hierfür könnte sein, dass insbesondere rus-

sische Unternehmen in den letzten Jahren nach 
Hessen expandierten. So sind bspw. die größten 
Banken Russlands in der Mainmetropole Frank-
furt vertreten. Das entspricht dem Umsatz durch 
Unternehmen, deren Muttergesellschaften in an-
deren europäischen Ländern sitzen, obwohl deren 
Anteil mit knapp 25 % deutlich höher ausfällt.

Im Folgenden wird nun untersucht, ob sich in der 
hessischen Außenhandelsstatistik11) Parallelen 
zu den dargestellten Eignerstrukturen der aus-

Grundüberlegung dabei ist, dass die hessischen 
Niederlassungen ausländischer Unternehmen zur 
Stärkung der Handelsbeziehungen mit dem jewei-
ligen Sitzland des Mutterunternehmens beitragen. 
Dazu wird nun zunächst der hessische Außenhan-
del insgesamt sowie in Bezug auf die bedeutends-

Außenhandel insgesamt

im vergangenen Jahr den Vorkriegsverhält-

-

die hessi-
sche Ausfuhr geht wieder in die ganze Welt. 

-

Diese Zeilen schrieb das Hessische Statistische 
Landesamt (1951) zur Ausfuhr des Jahres 1950. 

der Missstände während und nach dem Zwei-
ten Weltkrieg jubilierend begrüßt wurde, hat sich 
in der Zwischenzeit Jahr für Jahr bestätigt: Die 
hessische Volkswirtschaft reiht sich als reger 
Partner in den Welthandel ein. Wie die Abbil-
dungen 4 und 5 zeigen, hat der Wert der Waren- 
im- und -exporte12) seit Beginn der statistischen 
Erfassung im Hessischen Statistischen Lan-
desamt – abgesehen von einigen kurzfristigen 
Rückschlägen – kontinuierlich zugelegt.13) 2015 
exportierte die hessische Wirtschaft Güter im 
Wert von 60,0 Mrd. Euro (2017: 62,3 Mrd. Euro). 
Die Importe erreichten mit einem Volumen von 
83,3 Mrd. Euro ebenfalls einen neuen Höchst-
stand (2017: 93,5 Mrd. Euro).14)

Abbildung 2: Anzahl auslandskontrollierter Unternehmen in Hessen
von 2011 bis 2015

Abbildung 3: Tätige Personen und Umsätze auslandskontrollierter Unternehmen
in Hessen von 2011 bis 2015
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Abbildung 4 und Abbildung 5 zeigen darüber hi-
naus, dass der Anteil des hessischen Warenver-
kehrs mit den europäischen Ländern in den ver-
gangenen Jahrzehnten recht stabil ist. Bei den 
Ausfuhren pendelte er seit 1950 zwischen 61,1 % 
und 75,4 %, bei den Einfuhren seit 1970 zwischen 
58,5 % und 72,8 %. Dies ist insofern überra-
schend, als die zunehmende Technisierung des 
Warenverkehrs Informations- sowie Transportkos-
ten verringert, was den Handel mit weiter entfern-
ten Regionen relativ gesehen attraktiver macht. 

Die leichte Abwärtstendenz der Handelsanteile in 
Europa in der vergangenen Dekade ist eher der 
überproportionalen Steigerung der Handelsvolu-
mina mit entfernteren Regionen – die Importe aus 
den asiatischen Ländern stiegen bspw. zwischen 
2008 und 2017 um über 80 %15) – zuzuschreiben. 
Tatsächlich nahmen auch die gesamte Warenaus- 
(+ 12,1 %) und -einfuhr (+ 22,0 %) Hessens in die-
sem Zeitraum beinahe kontinuierlich zu.

Ob und wie sich diese Aufteilung im Angesicht der 
aktuellen protektionistischen Maßnahmen auf den 
Welthandelsmärkten in naher Zukunft verschie-
ben wird, ist derzeit noch nicht abzusehen.

Die wichtigsten Handelspartner in Europa

Da ein Großteil des hessischen Außenhandels 

Blick auf die einzelnen Herkunfts- und Bestim-
mungsländer im kontinentalen Warenverkehr. Ei-
nen ersten Überblick über die Bedeutung der ein-
zelnen Nationen für den hessischen Außenhandel 
2015 gibt Abbildung 6. Dargestellt sind die Im- und 
Exportanteile der 12 wichtigsten Handelspartner16) 
Hessens.

Mit 12,1 % aller Warenexporte war Frankreich 
2015 die bedeutendste Destination hessischer 
Ausfuhren (2017: 11,7 %), gefolgt vom Vereinig-
ten Königreich mit 11,7 % (2017: 9,9 %) und den 
Niederlanden mit 9,6 % (2017: 11,1 %). Auch in 
Italien, Polen und Österreich (jeweils ca. 7–8 %, 
2017 ebenso) waren hessische Produkte be-
liebt. Insgesamt wurden aus Hessen 2015 rund 
39 % (2017: 38 %) aller Warenexporte zu den 
bedeutendsten westeuropäischen Handelspart-
nern (Belgien, Frankreich, Niederlande, Vereinig-
tes Königreich)17) geliefert. Aus den wichtigsten der 
südlichen Nationen (Italien, Österreich, Schweiz, 

Spanien) kamen Bestellungen im Umfang von 
etwa 26 % (2017: 25 %) aller hessischen Expor-
te. Die Ausfuhr in die bedeutendsten osteuropäi-
schen Bestimmungsländer (Polen, Russische Fö-
deration, Tschechische Republik, Ungarn) machte 
insgesamt etwa 17 % (2017: 19 %) aus.

Ein ähnliches, wenngleich partiell abweichendes 
Bild ergibt sich für die hessischen Importe (vgl. 
Abbildung 6 – äußerer Ring). Die meisten Waren 
bezog die hessische Wirtschaft 2015 aus den Nie-
derlanden (11,1 %) sowie Frankreich (10,1 %) und 
der Schweiz (9,5 %). Daneben zählten auch Belgi-
en (8,4 %), die Russische Föderation (8,1 %) und 
Italien (7,9 %) zu den bedeutendsten Herkunfts-
ländern.18) Insgesamt stammten die hessischen 
Einfuhren zu etwa 36 % (2017: 33 %) aus den 
wichtigsten westlichen Nationen (Belgien, Frank-

Tabelle 2: Auslandskontrollierte Unternehmen in Hessen 2015 
nach Herkunft der Muttergesellschaft

 

Hessen

Unternehmen  Umsatz
Anzahl

 
 
 

 
 

 
 

•  •  

•  •  

Asien

Australien und Ozeanien

 

 

Tabelle 3: Auslandskontrollierte Unternehmen in Hessen 2015 
nach Herkunft der Muttergesellschaft

 

Hessen

Unternehmen Umsatz
Anzahl Anteil in % Anteil in %

West

Ost

Gesamt
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reich, Niederlande, Vereinigtes Königreich) und 

zu 25 % (2017 ebenso) aus den bedeutendsten 

südlichen Herkunftsländern (Italien, Österreich, 

Schweiz, Spanien). Deutlich größer als bei den 

Exporten ist für die Importe allerdings der Anteil 

der 4 wichtigsten osteuropäischen Handelspartner 

(Polen, Russische Föderation, Tschechische Re-

publik, Ungarn). Zusammen kommen aus diesen 

Nationen rund 22 % (2017: 25 %) der hessischen 

Einfuhren. Ein guter Teil dieser Differenz kann da-

bei dem Import fossiler Energieträger wie Erdgas 

und Erdöl aus der Russischen Föderation zuge-
schrieben werden.

Dass der Import von Primärenergie in den ver-
gangenen beiden Dekaden immer bedeutender 
wurde, bestätigt auch Abbildung 7. Gemessen am 
Wert von 1998 verfünffachten sich die gesamten 
Einfuhren aus den bedeutendsten osteuropäi-
schen Herkunftsländern in 2015. Besonders nach 
dem Ende der Finanzkrise konnte nochmals ein 
deutlicher Anstieg beobachtet werden. Dass die-
ser nicht primär auf Preissteigerungen der ge-
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Abbildung 4: Hessische Exporte von 1950 bis 2017 nach Zielkontinenten
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handelten Güter beruhen kann, zeigt die Tatsa-
che, dass sich bspw. die Masse der hessischen 
Erdöl- und Erdgasimporte zwischen 2007 und 
2015 von 1,7 Mill. auf 12,9 Mill. Tonnen mehr als 
versiebenfacht hat.

Im Vergleich dazu nahm sich die nahezu Ver-
dopplung der Importvolumina mit den wichtigsten 
südeuropäischen Herkunftsländern moderat aus. 
Die bedeutendsten westeuropäischen Partner 

um knapp 30 % steigern. Dabei muss allerdings 
berücksichtigt werden, dass die Einfuhren aus 
Belgien, Frankreich, den Niederlanden und dem 
Vereinigten Königreich 1998 mit Waren im Wert 
von etwa 14 Mrd. Euro mehr als die Hälfte aller 
hessischen Importe ausmachten.

Auch bezüglich der Ausfuhren zeigte sich 2015 
ein ähnliches Bild (vgl. Abbildung 8). Während die 
Exporte nach Süd- (77 %) und Westeuropa (71 %) 
seit 1998 eher verhalten zulegten, nahm der Wa-
renverkehr von Hessen in Richtung der wich-
tigsten osteuropäischen Handelspartner deutlich 
überproportional zu (236 %). 

Stellt man nun die Außenhandelsvolumina den 
Kennzahlen auslandskontrollierter Unternehmen 
in Hessen gegenüber (vgl. Abbildung 9), fällt zu-
nächst auf, dass die Umsatzanteile der Länder 
in den 3 Regionen West (41,5 %), Süd (26,2 %) 

Hessens entsprechen. Besonders nah liegt die-
se Verteilung an der Struktur des Warenexports. 
Vermuten lässt sich, dass ein Teil der auslands-
kontrollierten Unternehmen speziell für den Wa-
renaustausch mit dem Sitzland der Konzernmutter 
– entweder als Handelsniederlassung oder zur 
Bereitstellung von Vor-/Zwischenprodukten – exis-

des Umsatzes dieser Unternehmen auch in den 
Exportzahlen der Außenhandelsstatistik wieder.19) 

Wie zuvor bereits festgestellt, unterscheiden sich 
die vom Ausland kontrollierten Unternehmen aller-
dings je nach Sitzland der Konzernmutter deutlich 
in ihrer Größe. Während die aus dem osteuropäi-
schen Raum kontrollierten Unternehmen unter al-
len auslandskontrollierten Einheiten zahlenmäßig 
kaum ins Gewicht fallen (1,8 %), ist ihr Umsatzan-
teil mit 16,2 % überproportional hoch. Die Unter-
nehmen sind also im Durchschnitt umsatzstärker 

als Einheiten aus anderen europäischen Regi-

Hessen dagegen unter südeuropäischer Kontrol-
le. Diese machen zwar ein Drittel aller ausländisch 
kontrollierten Einheiten aus, sind aber lediglich für 
gut ein Viertel des Umsatzes dieser Unternehmen 
verantwortlich.

Zusammenfassend lassen sich also durchaus 
Parallelen vor allem in der Destinationsstruktur 

Abbildung 6: Hessische Warenim- und -exporte 2015 nach europäischen Herkunfts-
und Bestimmungsländern (Anteile in %)

Abbildung 7: Hessische Importe von 1998 bis 2017 nach Herkunftsländergruppen
(Index: 1998 = 100)
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der hessischen Exporte und der Umsatzanteile 
der auslandskontrollierten Unternehmen nach 
Sitzland der Konzernmutter feststellen.

Auslandskontrollierte Unternehmen und 
Außenhandel in Hessen und Deutsch-
land

Abschließend werfen wir nun noch einen Blick 
über die hessischen Landesgrenzen hinaus, um 

-
rallelen zwischen dem hessischen Warenhandel 
und der Kontrollstruktur der Unternehmen als hes-
sisches Phänomen darstellen oder ob diese auch 

Hierzu sollen zunächst die gesamten auslän-
disch kontrollierten Unternehmen mit europäi-
scher Muttergesellschaft für Deutschland und 
das Berichtsjahr 2015 betrachtet werden. Dabei 
ergibt sich das folgende Bild: 41,1 % der Unter-

nehmen, deren Muttergesellschaft in der Region 
West sitzt, verzeichnen über die Hälfte des Um-
satzes (vgl. Tabelle 4). Im direkten Vergleich mit 
Hessen fällt auf, dass sich die Anteile der aus-
landskontrollierten Unternehmen in Deutschland 
und Hessen nach Regionen zumeist entsprechen 
(vgl. Abbildung 10). Allerdings liegt der Anteil am 
Umsatz deutscher Inward-FATS für die Region 
West mit 50,1 % deutlich über dem hessischer 
Inward-FATS mit 41,5 % (vgl. Abbildung 11). 
Noch größere Unterschiede ergeben sich bei der 
Region Ost, deren Anteile bei hessischen Einhei-
ten bei rund 16,2 %, bei den deutschen indes nur 
bei 3,3 % liegen.

Bei den Außenhandelsbeziehungen zeigt sich 
für die Bundesrepublik Deutschland (vgl. Abbil-
dung 12) dagegen ein dem hessischen Muster 
recht ähnliches Bild (siehe auch Abbildung 6). 
Berechnet man die Anteile der 3 Aggregate 
West, Süd und Ost am gesamten grenzüber-
schreitenden Handel Deutschlands, so sind bei 
den Exporten im Vergleich zu Hessen nur mini-
male Abweichungen festzustellen: Die Exporte in 
die wichtigsten westlichen Bestimmungsländer 
machten 2015 für Deutschland etwa 39 % aus 
(Hessen: 39 %), zu den bedeutendsten südlichen 

-
ren (Hessen: 26 %) und rund 16 % der gesamt-
deutschen Exporte (Hessen: 17 %) waren für die 
4 wichtigsten osteuropäischen Länder bestimmt. 
Ebenso unterschieden sich die Anteile bei den 
Importen kaum: Aus den bedeutendsten westli-
chen Ländern wurden im gesamten Bundesge-
biet ca. 35 % aller Waren eingeführt (Hessen: 
36 %), aus den südlichen 24 % (Hessen: 25 %) 
und aus den östlichen 21 % (Hessen: 22 %).

Was für die 3 Aggregate gilt, muss freilich nicht 
für jedes einzelne Partnerland gelten. So zeigt 
Abbildung 6 im Vergleich mit Abbildung 12 bspw., 
dass Einfuhren aus der Schweiz oder aus der 
Russischen Föderation im hessischen Import-

gesamten Bundesgebiet. Dagegen sind Waren 
aus den Niederlanden und Österreich in Hessen 
weniger prominent vertreten.

Für einen Vergleich mit den auslandskontrollier-
ten Unternehmen muss jedoch auf die aggregier-
ten Werte zurückgegriffen werden (vgl. Tabel-

Abbildung 8: Hessische Exporte von 1998 bis 2017 nach Zielländergruppen
(Index: 1998 = 100)

West

Süd

Ost

Sonstige
europ.
Länder

41,540,339,036,1

25,0 26,0 33,4 26,2

22,1 16,8 1,8 16,2

24,516,7 18,2 16,0

Abbildung 9: Vergleich der Anteile des hessischen Außenhandels und der auslands-
kontrollierten Unternehmen in Hessen 2015 nach Ländergruppen (in %)

Import Export IFATS UmsatzIFATS Unternehmen
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le 4). Dabei zeigt sich für Deutschland insgesamt 

(siehe Abbildung 13), dass die Umsatzanteile der 

der Bundesrepublik weniger entsprechen als dies 

in Hessen der Fall war (vgl. Abbildung 9). Vor al-

lem die westeuropäisch kontrollierten Unterneh-

men sind dabei mit 50,1 % bundesweit für einen 

überproportional großen Teil der IFATS-Umsätze 

verantwortlich.

Am auffälligsten sind jedoch die geringen An-

teile der Unternehmen unter osteuropäischer 

Tabelle 4: Auslandskontrollierte Unternehmen in Deutschland 2015 
nach Herkunft der Muttergesellschaft

 
Unternehmen Umsatz

Anzahl Anteil in % Anteil in %

West

Ost

Gesamt

Abbildung 10: Anteil auslandskontrollierter Unternehmen 2015 in Hessen (links) und in Deutschland (rechts)
nach Ländergruppen (in %)

Abbildung 11: Anteil am Umsatz auslandskontrollierter Unternehmen 2015 in Hessen (links) und in Deutschland
(rechts) nach Ländergruppen (in %)
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Abbildung 12: Gesamtdeutsche Warenim- und -exporte 2015 nach europäischen
Herkunfts- und Bestimmungsländern (Anteile in %)

West

Süd

Ost

Sonstige
europ.
Länder

50,141,138,835,2

23,7 25,4 32,2 21,8

21,1 16,4 2,3 3,3

24,420,1 19,3 24,8

Abbildung 13: Vergleich der Anteile des hessischen Außenhandels und der aus-
landskontrollierten Unternehmen in Deutschland 2015 nach Ländergruppen (in %)

Import Export IFATS UmsatzIFATS Unternehmen

Kontrolle. Während sie in Hessen mit einem 
Umsatzanteil von 16,2 % noch sehr nah am 
Exportanteil dieser Ländergruppe (16,8 %) la-
gen, sind hier für Deutschland insgesamt kei-
ne strukturellen Ähnlichkeiten auszumachen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 2015 
nur rund 1 % der hessischen Unternehmen unter 
ausländischer Kontrolle lagen, diese aber etwa 9 % 
der Beschäftigten und 18 % des Umsatzes ver-
zeichnen. Der größte Anteil entfällt dabei auf Un-
ternehmen, deren Muttergesellschaften in der Re-
gion West liegen. Zugleich ist die reine Anzahl der 
Unternehmen unter östlicher Kontrolle zwar gering, 
dennoch sind sie im Durchschnitt umsatzstärker als 
Einheiten der anderen europäischen Regionen. 

Ähnlich verhält es sich im Außenhandel: Die 
wichtigsten europäischen Handelspartner – sowohl 
bei den Ex- als auch Importen – stammen aus den 
westlichen Nationen. Allerdings fällt auf, dass ost-
europäische Handelspartner bei den Importen prä-
senter sind als bei den Exporten, was vermutlich 
vorrangig der Einfuhr fossiler Energieträger zuge-
schrieben werden kann.

Beim Vergleich der Außenhandelsvolumina mit den 
Kennzahlen auslandskontrollierter Unternehmen 
entsprechen sich die Umsatzanteile der einzelnen 
Regionen in etwa. Wie bereits angeführt liegt die 
Vermutung nahe, dass ausländische Muttergesell-
schaften Unternehmen in Hessen u. a. für den Wa-
renaustausch gründen. So nahm nicht nur die An-
zahl auslandskontrollierter Unternehmen, sondern 
auch der Wert der Warenim- und -exporte in den 
vergangenen Jahren zu. Aufgrund der zentralen 
Lage Hessens in Europa, der zunehmenden Glo-
balisierung durch grenzüberschreitende Verlage-
rungen und nicht zuletzt politischen Entwicklungen 
wie dem Brexit, ist zu erwarten, dass sich diese 
Tendenz weiter fortsetzt.

Dr. Joachim Lutz; Tel.: 0611 3802-344 
E-Mail: joachim.lutz@statistik.hessen.de
Anna Elisa Nikolis; Tel.: 0611 3802-138
E-Mail: annaelisa.nikolis@statistik.hessen.de
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Fußnoten

1) Verordnung (EG) Nr. 716/2007 des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 20. Juni 2007 zu gemein-

schaftlichen Statistiken über die Struktur und Tätigkeit 

von Auslandsunternehmenseinheiten (Amtsbl. der EU 

Nr. L 171, S. 17).

Unternehmenspolitik festzulegen, indem ggfs. Personen 

in die Unternehmensleitung berufen werden können. 

Somit gilt ein Unternehmen A als von der institutionellen 

Einheit B kontrolliert, wenn B (entweder direkt oder indi-

rekt) mehr als die Hälfte der Stimmrechte der Anteilseig-

ner oder mehr als die Hälfte der Stimmrechte der Gesell-

schaftsanteile von A kontrolliert. 

3) Eine ausländische Kontrolle liegt dann vor, wenn eine 

institutionelle Einheit in einem anderen Land ansässig ist 

als die Einheit, über die sie Kontrolle ausübt.

4) Zu den zu übermittelnden Strukturmerkmalen zählen: 

Zahl der Unternehmen, Umsatz, Produktionswert, Brutto-

wertschöpfung zu Faktorkosten, Waren- und Dienstleis-

tungskäufe insgesamt, Käufe von Waren und Dienstleis-

tungen zum Wiederverkauf in unverändertem Zustand, 

Personalaufwendungen, Bruttoinvestitionen in Sachan-

lagen, Zahl der Beschäftigten, Gesamtaufwendungen für 

innerbetriebliche Forschung und Entwicklung, Gesamt-

zahl der Lohn- und Gehaltsempfänger für Forschung und 

Entwicklung. Die beiden Letztgenannten nur für Abschnitt 

Ausgabe 2008 (WZ 2008).

5) Vgl. Thüringer Landesamt für Statistik (2017), Sta-

tistisches Bundesamt (2012), Statistisches Bundesamt 

(2009).

6) Die Informationen, inwiefern eine Einheit einer Un-

ternehmensgruppe angehört und in welchem Land das 

Gruppenoberhaupt ansässig ist, stammen von einem ex-

ternen Datenanbieter.

-

chen Wirtschaft an. Diese setzt sich zusammen aus Un-

ternehmen der Industrien des übrigen Produzierenden 

Gewerbes, des Handels- und Dienstleistungssektors 

sowie der Reparatur von Datenverarbeitungs- und Ge-

brauchsgeräten, jedoch ohne die Kredit- und Versiche-

der Wirtschaftszweige in der Ausgabe 2008 (WZ 2008)). 

8) Vgl. Statistisches Bundesamt (2011).

9) Auslandskontrollierte Unternehmen in Deutschland 

sind u. a. aufgrund des Binnenmarkts in erster Linie mit 

-

staaten der Europäischen Union sitzen. Vgl. Statisti-

sches Bundesamt (2017).

10) Vgl. Statistisches Bundesamt (2017) und Statisti-

sches Bundesamt (2016).

11) Für den Vergleich wird hier ebenfalls auf die Daten 

des Jahres 2015 zurückgegriffen. Wo immer möglich wer-

den zusätzlich die bereits vorliegenden Ergebnisse der 

Außenhandelsstatistik für 2017 präsentiert.

12) Dies beinhaltet alle körperlich ein- und ausgehenden 

Waren sowie elektrischen Strom. Grenzüberschreitende 

Dienstleistungen werden – mit Ausnahme von Verede-

lungsgeschäften – nicht abgebildet. Diese werden von 

der Deutschen Bundesbank erfasst und machen für Ge-

samtdeutschland etwa 20 % der Außenhandelsströme 

aus (vgl. Statistisches Bundesamt & Deutsche Bundes-

bank, 2017).

13) Diese Entwicklung beinhaltet auch Preisverände-

rungen.

14) Aufgrund verschiedener Erhebungskonzepte für 

Ein- und Ausfuhren kann aus beiden Werten kein aus-

sagekräftiger Saldo berechnet werden: Während bei den 

Exporten lediglich Waren erfasst werden, die aus Erzeu-

gung, Be- und Verarbeitung in Hessen stammen und 

zur Ausfuhr bestimmt sind, gehen bei der Erhebung der 

Importe neben den Waren, die zum Ge- bzw. Verbrauch 

oder zur Be- und Verarbeitung in Hessen bestimmt sind, 

auch diejenigen Waren ein, die über Hessen in andere 

Bundesländer oder ins Ausland weitergeleitet werden. 

Durch die herausragende Bedeutung des Flughafens 

Frankfurt am Main als Handelsdrehkreuz fallen die Im-

porte in Hessen daher traditionell sehr hoch aus.

15) Diese Entwicklung beinhaltet auch Preisverände-

rungen.

16) Diese wurden anhand des jeweiligen Handelsvolu-

mens (Wareneinfuhr + -ausfuhr) mit Hessen bestimmt 

(vgl. Tabelle 1).

17) Die Zusammenfassung zu den Regionen West, Süd 

und Ost erfolgt hier analog zur Darstellung der auslands-

kontrollierten Unternehmen.

18) 2017 hat sich die Reihenfolge deutlich verändert: 

Russische Föderation (11,6 %), Niederlande (10,6 %), 

Schweiz (9,6 %), Frankreich (8,8 %), Italien (8,2 %), Bel-

gien (7,3 %).

19) Eine direkte Zuordnung der Ein- und Ausfuhren zu 

auslandskontrollierten Unternehmen ist in der Außenhan-

delsstatistik nicht möglich.
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Hessen und der Handel mit Europa
-

Von Dr. Joachim Lutz

Export

Die hessische Volkswirtschaft exportierte 2017 

Waren im Wert von 41,1 Mrd. Euro ins europäi-

sche Ausland. Dies entspricht 65,9 % der gesam-

ten hessischen Ausfuhren. Welche Warengruppen 

dabei besonders gefragt waren sowie das jeweili-

ge Hauptbestimmungsland, zeigt Abbildung 1.

Mit einem Wert von 2,8 Mrd. Euro waren 6,8 % 

aller exportierten Produkte pharmazeutische Er-

zeugnisse. Hauptbestimmungsland dieser Güter 

war mit einem Anteil von 11,1 % Frankreich. In 

den vergangenen Jahren belegten Waren aus 

der Pharmabranche stets den Spitzenplatz un-

ter den hessischen Exporten, wobei das Volu-

men der Ausfuhren seit 2013 zwischen 2,7 Mrd. 

und 3,2 Mrd. Euro schwankte. Hauptabnehmer 

der Erzeugnisse war dabei jeweils Frankreich.

Ebenfalls von herausragender Bedeutung für den 

hessischen Export ist die Kfz-Branche. Mit jeweils 

etwa 2,3 Mrd. Euro und damit Anteilen von 5,7 % 

bzw. 5,6 % am gesamten Warenexport lagen 

die Ausfuhren von Fahrzeugteilen (Fahrgestelle, 

Karosserien, Motoren, Teile und Zubehör) und 

Fahrzeugen (Pkw und Wohnmobile) an Position 2 

Abbildung 1: Wichtigste hessische Exporte nach Europa 2017 nach Warengruppen
und Hauptbestimmungsland (in Euro)1)
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Abbildung 2: Wichtigste hessische Importe aus Europa 2017 nach Warengruppen und Hauptherkunftsland (in Euro)1)

1) Grund dafür ist vor 
allem die herausra-
gende Bedeutung des 
Flughafens Frankfurt 
als Handelsdrehkreuz. 
Aufgrund verschiedener 
Erhebungskonzepte für 
Ein- und Ausfuhren kann 
aus beiden Werten kein 
aussagekräftiger Saldo be-
rechnet werden: Während 
bei den Exporten lediglich 
Waren erfasst werden, die 
aus Erzeugung, Be- und 
Verarbeitung in Hessen 
stammen und zur Ausfuhr 
bestimmt sind, gehen bei 
der Erhebung der Importe 
neben den Waren, die zum 
Ge- bzw. Verbrauch oder 
zur Be- und Verarbeitung 
in Hessen bestimmt sind, 
auch diejenigen Waren 
ein, die über Hessen in 
andere Bundesländer oder 
ins Ausland weitergeleitet 
werden.

2) Dieser außergewöhnlich 
großen Steigerung des 
Warenwerts liegt eine nicht 
unbeträchtliche Ausweitung 
der importierten Menge 
an Erdöl und Erdgas zu-
grunde. Zusätzlich wird der 
Importwert aber u. a. auch 
von Preisanpassungen und 
Wechselkursentwicklungen 

und 3. Während Fahrzeugkomponenten am häu-

landeten 27,6 % aller Pkw und Wohnmobile im 

Vereinigten Königreich. 

Im vergangenen Jahr gingen die Exporte von 

Fahrzeugen nach Großbritannien und Nordirland 

gegenüber den Vorjahren jedoch merklich zurück. 

Orderten britische Käufer 2015 und 2016 noch 

Waren im Wert von jeweils knapp 1 Mrd. Euro, 

sank die Nachfrage 2017 auf rund 650 Mill. Euro. 

Zwar nahmen die Kfz-Exporte Hessens seit 2015 

insgesamt ebenfalls ab, jedoch sank dabei der 

Anteil der ins Vereinigte Königreich verschifften 

Fahrzeuge von 40,4 % (2015) über 34,9 % (2016) 

auf eben 27,6 %. 

Gleiches kann auch für den Gesamtwert der Ex-

porte nach England, Schottland, Wales und Nord- 

irland konstatiert werden. Ihr Anteil an allen hes-

sischen Ausfuhren ins europäische Ausland sank 

2017 auf 9,9 %. Zwischen 2013 und 2016 hatte 

dieser noch durchschnittlich 11,4 % betragen.

Die Vermutung liegt nahe, dass diese Entwicklung 

mit dem bevorstehenden Austritt des Vereinigten 

Königreichs aus der Europäischen Union im März 

2019 in Verbindung zu bringen ist. Dieser Schluss 

könnte allerdings erst nach einer mittel- bis lang-

fristigen Betrachtung der Außenhandelszahlen in 

den kommenden Jahren gezogen werden.

Import

Die Importe der hessischen Volkswirtschaft fallen 

traditionell deutlich höher aus als die Exporte.1) 

2017 lagen die Einfuhren aus den europäischen 

Staaten bei einem Wert von 54,9 Mrd. Euro. Dies 

entsprach einem Anteil von 58,5 % an allen hessi-

schen Importen. Abbildung 2 zeigt die wichtigsten 

Warengruppen sowie das jeweils bedeutendste 

Herkunftsland.

Mit knapp 5,6 Mrd. Euro bzw. 10,2 % der gesam-

ten Einfuhr in Hessen nahmen 2017 die Impor-

te von Erdöl und Erdgas mit großem Abstand 

die Spitzenposition ein. Gegenüber dem Vorjahr 

entspricht dies einer Steigerung um 46,0 %.2) 
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Herkunftsland war fast ausschließlich die Russi-

sche Föderation (99,4 %).

Wie bei den Exporten sind Waren aus dem Be-

reich der pharmazeutischen Erzeugnisse auch 

-

len 8,0 % aller hessischen Einfuhren in diese Pro-

duktgruppe, was einem Gesamtwert von 4,4 Mrd. 

Euro entsprach. Mit einem Anteil von 24,7 % wa-

ren schweizer Lieferanten die wichtigsten Expor-

teure in dieser Warengruppe.

Fossile Brennstoffe wie auch pharmazeutische Er-

zeugnisse waren bereits in den vergangenen Jah-

ren die bedeutendsten Importgüter in Hessen und 

wechselten sich an der Spitze der Einfuhrliste ab.

Wie bei den Ausfuhren spielte auch beim Import 

die Kfz-Branche eine wichtige Rolle. Auf Platz 

3 und 5 liegend wurden Fahrzeuge (Pkw und 

Wohnwagen) sowie Fahrzeugteile (Fahrgestel-

le, Karosserien, Motoren, Teile und Zubehör) im 

Wert von 2,4 Mrd. bzw. 2,3 Mrd. Euro nach Hes-

sen eingeführt. Dies entspricht Anteilen am ge-

samten Importvolumen von 4,3 % bzw. 4,2 %. Als 

Herkunftsländer taten sich dabei besonders die 

Tschechische Republik (26,7 % der Fahrzeuge) 

und – wie schon bei den Fahrzeugteil-Exporten – 

Polen (13,7 %) hervor. 

Während bei den Exporten ins Vereinigte König-

reich jüngst ein Rückgang beobachtet werden 

konnte, ist dies für die Importe nicht zu erkennen. 

Zwischen 2013 und 2017 bewegte sich der Anteil 

der Waren, die aus dem Vereinigten Königreich 

nach Hessen eingeführt wurden, zwischen 6,3 % 

und 6,9 %, wobei 2017 gar wieder der Höchstwert 

erreicht wurde.

© industrieblick – Fotolia.com
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Wohnen in Hessen und in der EU

-

-

Von Stefanie Picard

„Leben in Europa” – die deutsche 
EU-SILC-Erhebung

Die Europäische Gemeinschaftsstatistik über 
Einkommen und Lebensbedingungen (European 
Union Statistics on Income and Living Conditions, 
EU-SILC), die in Deutschland unter dem Namen 
„Leben in Europa“ läuft, wird seit dem Jahr 2005 
in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU) sowie in Mazedonien, Norwegen, Island, Ser-
bien, in der Schweiz und der Türkei durchgeführt. 
Sie wurde mit dem Ziel eingeführt, eine zwischen 
den Mitgliedstaaten der EU vergleichbare Daten-

quelle für die europäische Sozialberichterstattung 

zu schaffen. Die Befragung wurde insbesondere 

auf die Berechnung von Indikatoren der sozialen 

Eingliederung, den sogenannten Laeken-Indikato-

ren, zugeschnitten. Ihre Ergebnisse stellen somit 

eine wichtige Grundlage für die europäische Sozi-

alpolitik dar. Die gewonnenen Daten bilden zudem 

die Grundlage einiger Indikatoren zum Monitoring 

der nationalen und europäischen Nachhaltig-

keitsstrategien und decken folgende Themen ab: 

Einkommenslage, materielle Entbehrung (Depri-

vation), Bildung, Arbeitsmarktbeteiligung, Kinder-

betreuung, soziale und kulturelle Teilhabe sowie 

Gesundheit und Wohnen. Jährlich wechselnde 

Zusatzmodule ergänzen das regelmäßige Stan-

dardfragenprogramm. Neu für die amtliche Sta-

tistik ist dabei der Bezug auf subjektive Einschät-

zungen der Befragten.

Die Verordnung (EG) Nr. 1177/2003 des Europä-

ischen Parlamentes und des Rates vom 16. Juni 

2003 für die Gemeinschaftsstatistik über Ein-

kommen und Lebensbedingungen (EU-SILC) 

sowie mehrere Durchführungsverordnungen der 

Europäischen Kommission bilden die rechtliche 

Grundlage, welche in Deutschland durch das 

Bundesstatistikgesetz ergänzt wird.© Tiberius Gracchus – Fotolia.com
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Die Statistik ist als Querschnitts- und Panelerhe-
bung konzipiert. Zur Generierung von Längsschnitt-
daten nimmt jeder befragte Haushalt i. d. R. 4 Jahre 
an der Befragung teil. Die EU-Verordnung fordert für 
die Querschnittskomponente in den Mitgliedstaaten 
einen effektiven Mindeststichprobenumfang von 
156 000 Personen ab 16 Jahren in 80 000 privaten 
Haushalten (für Deutschland 14 500 Personen in 
8250 privaten Haushalten). Der in Deutschland bei 
„Leben in Europa“ 2016 realisierte Netto-Stichpro-
benumfang betrug 13 344 Haushalte und 23 188 
Personen ab 16 Jahren. In Hessen wurden 1004 
Haushalte und 2095 Personen ab 16 Jahren be-
fragt. Die Erhebung ist in Deutschland als schriftli-
che Haushaltserhebung zur freiwilligen Beantwor-
tung konzipiert und wird jährlich im Zeitraum von 
April bis November durchgeführt. Ziehungsgrund- 
lage für die Stichprobe ist die Dauerstichprobe be-
fragungsbereiter Haushalte.1)

Da die Befragung für den europäischen Vergleich 
konzipiert wurde und der Stichprobenumfang ver-
gleichsweise gering ist (ein Dreißigstel der Größe 

unterhalb der Ebene der Bundesländer ungeeignet.

Die Wohnsituation von Privathaushalten 

Die Lebensqualität vieler Menschen wird nicht 
unerheblich durch ihre Wohnverhältnisse beein-

nicht-monetären Messung von Deprivation ist die 
Wohnsituation ein wichtiger Faktor. Zu diesem 
Thema bietet die EU-SILC Informationen darüber, 
wie und unter welchen Bedingungen Menschen 
in Europa wohnen. Im Folgenden werden ausge-
wählte Ergebnisse zum Wohnen in Hessen aus 
dem Jahr 2016 präsentiert und mit denen in der 
EU verglichen.

Die Hessinnen und Hessen verfügten über durch-
schnittlich 4,2 Wohn- und Schlafräume je Haus-
halt, wobei es sich bei knapp 41 % der Haushalte 
um Einpersonenhaushalte, bei knapp 31 % um 
2-Personen-Haushalte, bei 13 % um 3-Personen- 
Haushalte und bei weiteren 16 % um Haushal-
te mit 4 oder mehr Personen handelte. Allein-
lebende verfügten in Hessen im Durchschnitt 
über 2,9 Wohn- und Schlafräume, während sich 
2 Erwachsene mit Kind(-ern) im Durchschnitt 
4,8 Wohn- und Schlafräume teilten.

Neben dem verfügbaren Wohnraum ist der Wohn-
status ein grundlegendes Merkmal mit vielfältigen 
Implikationen für die Wohnsituation. Der Wohnsta-
tus gibt an, ob Haushalte Eigentümer oder Mieter 
der von ihnen genutzten Wohnung oder des von 
ihnen bewohnten Hauses sind. Wohneigentum 
kann einerseits Sicherheit vor Kündigungen bie-

-
hen werden, andererseits kann der Erwerb von 

-
tung darstellen. Des Weiteren bietet der Erwerb 
von Wohneigentum größere Möglichkeiten, die-
sen nach eigenen Bedürfnissen zu gestalten. Gut 
die Hälfte (52 %) der hessischen Haushalte leb-
te in Wohneigentum oder mietfrei, während dies 
deutschlandweit auf 47 % der Haushalte zutraf.2)

Subjektive Belastungen im Zusammen-
hang mit „Wohnen“

Zum Thema „Wohnbedingungen“ werden eine 
Reihe weiterer subjektiver Indikatoren erfasst. 
Entsprechend der Ausrichtung der Erhebung „Le-
ben in Europa“ liegt der Schwerpunkt auf den so-
zialen Problemen und Belastungen, die mit dem 
Wohnen im Zusammenhang stehen. Im Folgen-

© luna – Fotolia.com

1) Ausführliche Informa-
tionen zur Methodik der 
Erhebung und zur Hoch-
rechnung der Stichprobe 

(2005) sowie bei Horneffer 
und Kuchler (2008).

2) Das Ergebnis für 
Deutschland weicht von 
dem von Eurostat veröf-
fentlichten Ergebnis ab, 
das auf einer Betrachtung 
auf Personenebene beruht 
und mietfrei Wohnende 
nicht mit einschließt. Im 
Jahr 2016 waren laut 
Eurostat 51,7 % der 
Deutschen Eigentümer der 
Wohnung, in der sie lebten. 
Damit liegt die Wohneigen-
tümerquote in Deutschland 
unter dem Durchschnitt der 
EU-28 (69,3 %). Lediglich 
die Schweiz hat eine 
geringere Wohneigentü-
merquote.
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den werden Merkmale zu Belastungen im Zusam-
menhang mit der Wohnung bzw. dem Wohnraum 
zum einen und mit dem Wohnumfeld zum anderen 
betrachtet, welche über den Haushaltsfragebogen 
erhoben, jedoch auf Personenebene ausgewie-
sen werden. Es muss daher berücksichtigt wer-
den, dass sich die Aussagen zwar auf Personen 
beziehen, die Angaben aber durch Einschätzung 
einer Person für den gesamten Haushalt erfolgen.

Die Fragen zur subjektiven Einschätzung der 
Haushalte über ihre Wohn- und Lebenssituati-
on tragen neben den rein ökonomischen Fakten 
zu einem umfassenderen Bild der Lage der Be-
völkerung bei. Dies ist auch im Sinne der in der 
amtlichen Statistik diskutierten Konzepte für eine 
Erweiterung der Wohlfahrtsmessung (Stiglitz, Sen 
und Fitoussi, 2009).

Knapp zwei Drittel (65 %) der Hessinnen und Hes-
sen lebten 2016 in einem positiv bewerteten Wohn- 
umfeld, in dem weder Kriminalität, Gewalt oder 
mutwillige Beschädigungen an Gebäuden in der 
näheren Umgebung noch Verschmutzung, Ruß 
oder andere Umweltbelastungen durch Industrie, 
Straßenverkehr oder Flugverkehr wahrgenommen 
werden (s. Tabelle 1).

Ähnlich fällt die Bewertung des Wohnraumes 
aus, in dem die Haushalte leben: 65 % der Hes-

sinnen und Hessen hatten keine Mängel am 
Wohnraum zu beklagen. Zu den Mängeln oder 
Belastungen in der Wohnung (oder dem Haus), 
in der der Haushalt wohnt, zählen u. a. Feuchtig-
keitsschäden, zu wenig Tageslicht, Lärmbelästi-
gung oder das Fehlen von sanitären Einrichtun-
gen (s. Tabelle 2). Diese Mängel beschreiben die 
sogenannte „wohnungsbezogene Deprivation“. 
Hierzu waren bei der Befragung Mehrfachnen-
nungen möglich. 

Von den erfassten Belastungen im Zusammen-

Hessen und Deutschland besonders 2 Problem-
bereiche ins Gewicht, insbesondere wenn diese 
in Bezug zu den in der EU-28 wahrgenommenen 
Belastungen gesetzt werden: Lärm durch Nach-
barn, Straßenverkehr, Geschäfte oder Industrie 
im Wohnraum sowie Verschmutzung, Ruß oder 
andere Umweltbelastungen im Wohnumfeld. In 
diesen Bereichen fühlte sich die hessische Be-

-
wohnerinnen und Einwohner der EU-28 insge-
samt (s. unten und Schaubilder 1 und 4).

Subjektive Belastungen im Zusammen-
hang mit dem Wohnraum im EU-Vergleich

Im Hinblick auf den Wohnraum fühlten sich die 
deutschen und mehr noch die hessischen Haus-
haltsbewohnerinnen und -bewohner im Vergleich 
zur EU-28 deutlich stärker durch den Lärm von 
Nachbarn, den Verkehrslärm und den Lärm der 
Geschäfte oder der Industrie belastet. In Deutsch-
land beklagte sich jede vierte Person (25 %) über 
diesen Lärm; in Hessen traf dies auf 29 % der be-
fragten Personen zu. Der EU-28-Durchschnitt lag 
bei 18 % (s. Abbildung 1). 

Abgesehen von den Lärmbelästigungen fällt 
die Bewertung des Wohnraums in Hessen und 
Deutschland im EU-Vergleich günstiger aus. 
Feuchtigkeitsschäden hatten 11 % der Hessin-
nen und Hessen und 13 % der Deutschen in ih-
rem Haushalt zu verzeichnen (s. Abbildung 2). 
Konkret wurde hier nach einem undichten Dach, 
Fäulnis in Fensterrahmen oder Fußböden sowie 
Feuchtigkeit in Wänden, Fußböden oder Funda-
ment gefragt. In der EU-28 lebten dagegen 15 % 
der Bevölkerung in Wohnungen oder Häusern mit 
Feuchtigkeitsschäden. Auch über zu wenig Tages-

Tabelle 1: Anteil der Bevölkerung ab 16 Jahren, die von Problemen im 
Wohnumfeld ihres Haushaltes betroffen sind, an der Bevölkerung  

gleichen Alters in Hessen und Deutschland 2016 (in %)

Region Insgesamt
und zwar von Problemen durch …

Umweltbelastungen
 

Vandalismus

Hessen

 

Tabelle 2: Anteil der Bevölkerung ab 16 Jahren, die von Mängeln in der Wohnung/
im Haus ihres Haushaltes betroffen sind, an der Bevölkerung gleichen Alters 

in Hessen und Deutschland 2016 (in %)

Region Insgesamt  
schäden

 
licht Lärmbelästigung

Hessen
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licht im Wohnraum konnten sich die Hessinnen 
und Hessen, ähnlich wie die übrige Bevölkerung 
der Bundesrepublik, kaum beklagen. Da sanitäre 
Einrichtungen in Hessen und Deutschland mitt-
lerweile in allen deutschen Wohnungen und Häu-
sern in zeitgemäßer Ausführung vorhanden sind, 
spielen sie bei der Bewertung der Wohnqualität 
keine Rolle mehr. Dies trifft nicht auf alle EU-Mit-
gliedstaaten zu: 2 % der EU-Bevölkerung verfüg-
ten weder über ein Bad noch über eine Dusche 
in der Wohnung (Eurostat, 2018a); 2 % der Be-
völkerung der EU-28 verfügten über kein WC für 
den alleinigen Gebrauch der im Haushalt leben-
den Personen (Eurostat, 2018b). Der Anteil der 
EU-Bevölkerung, der weder ein Bad noch eine 
Dusche noch ein WC in seiner Wohnung zur Ver-
fügung hat, betrug 2 %. In einzelnen EU-Staaten 
lag er deutlich darüber, insbesondere in Rumä-
nien (30 %), Lettland und Litauen (jeweils 12 %; 
Eurostat, 2018c).

Subjektive Belastungen im Zusammen-
hang mit dem Wohnumfeld im 
EU-Vergleich

Die Einschätzungen der Haushalte in Hessen und 
Deutschland, verglichen mit der übrigen EU, fallen 
anders aus, wenn es um Probleme im Wohnumfeld 
geht (s. Abbildungen 3 und 4). Die empfundene Be-
lastung im Zusammenhang mit dem Wohnumfeld 
liegt bei beiden im Folgenden betrachteten Merk-
malen über dem EU-28-Durchschnitt. Die Wahrneh-
mung von Kriminalität, Gewalt oder Vandalismus 
im Wohnumfeld lag sowohl in Hessen als auch in 
Deutschland knapp über dem EU-28-Durchschnitt: 
14 % der hessischen Bevölkerung empfanden hier 
Belastungen. In Deutschland lag der Anteil eben-
falls bei 14 %, während der EU-28-Durchschnitt 
13 % betrug. In dieser Hinsicht besonders belastet 
fühlten sich die Einwohner in Bulgarien (25 %), in 
den Niederlanden und im Vereinigten Königreich 
mit jeweils knapp 17 % (s. Abbildung 3).

Abbildung 1: Anteil der Bevölkerung ab 16 Jahren, die im Haushalt von Lärmbelästigung (z. B. durch Nachbarn,
Verkehrslärm, Geschäfte oder Industrie) betroffen sind, an der Bevölkerung gleichen Alters in Hessen und
in den EU-Staaten 2016 (in %)
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Die meisten Probleme im Zusammenhang mit 
dem Wohnumfeld sahen die Hessinnen und 
Hessen in der Verschmutzung, im Ruß oder in 
anderen Umweltbelastungen durch Industrie, 
Straßen- oder Flugverkehr: 31 % der hessischen 
Bevölkerung fühlten sich hierdurch beeinträch-
tigt. Damit stellt dieses Merkmal zum einen die 
meist genannte Belastung im Zusammenhang 
mit dem Wohnumfeld, aber auch mit den Wohn-
bedingungen insgesamt dar. Zum anderen sticht 
das Ergebnis auch im EU-Vergleich heraus, da 
sich die hessische Bevölkerung europaweit am 

-
dere Umweltbelastungen im Wohnumfeld belas-
tet fühlte (s. Abbildung 4). In der EU-28 nahmen 
14 % der Bevölkerung Umweltverschmutzung im 
Wohnumfeld als Problem wahr. Am wenigsten 
hiervon belastet schätzten sich die Haushalte 
in Dänemark (7 %), Schweden (6 %) und Irland 
(5 %) ein.

Bei der Interpretation dieser Ergebnisse muss 
berücksichtigt werden, dass es sich um subjekti-
ve Antworten handelt und die Selbsteinschätzung 
daher von Person zu Person, aber auch von Land 
zu Land sehr unterschiedlich ausfallen kann. 
Über die Ursachen der unterschiedlichen Wahr-
nehmungen des Wohnumfeldes kann nur speku-
liert werden. Es ist denkbar, dass die Einwohner 
im industrie- und verkehrsreichen Hessen mit ei-
ner höheren Verschmutzung und mit mehr Lärm 
konfrontiert sind. Die gefühlt höhere Belastung 
der Hessinnen und Hessen könnte aber auch 
durch eine höhere Anspruchshaltung verursacht 
sein. Bei einem Vergleich der EU-Staaten muss 
im Bereich der Fragen zu subjektiven Einschät-
zungen zudem bedacht werden, dass bereits ge-
ringfügige Abweichungen bei der Formulierung 
dieser Fragen zu verschiedenen Frageintentio-
nen führen können (Horneffer und Kuchler, 2008, 
S. 660).

Abbildung 2: Anteil der Bevölkerung ab 16 Jahren, die von Feuchtigkeitsschäden in der Wohnung/im Haus1)

betroffen sind, an der Bevölkerung gleichen Alters in Hessen und in den EU-Staaten 2016 (in %)
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Ausblick

Knapp zwei Drittel der Hessinnen und Hessen 
sahen sich keinen Belastungen im Zusammen-
hang mit ihrem Wohnumfeld ausgesetzt, und 
ebenfalls nahezu zwei Drittel fühlten sich nicht 
durch Zustände im Wohnraum belastet. Sie klag-
ten u. a. seltener über Feuchtigkeitsschäden in 
den Wohnungen als im bundesdeutschen und 
europäischen Durchschnitt. Allerdings fühlten sie 
sich im EU-Vergleich verhältnismäßig stark durch 
Lärmbelästigungen im Wohnraum und durch Ver-
schmutzungen im Wohnumfeld beeinträchtigt.

Bei einem Vergleich der EU-Staaten muss jedoch 
bedacht werden, dass die einzelnen Fragen in den 
Mitgliedstaaten der EU aufgrund der Unterschiede 
in den Lebensbedingungen nicht immer die glei-
che Relevanz haben. So sind bspw. in Deutsch-
land in allen Wohnungen und Häusern sanitäre 
Einrichtungen in zeitgemäßer Ausführung vorhan-
den, während in einigen Mitgliedstaaten ein Teil 

der Bevölkerung weder über ein Bad noch über 
eine Dusche noch über ein WC in seiner Wohnung 
verfügt. Zudem können als Folge der unterschied-
lichen europäischen Sprachen Frageintentionen 
in der Formulierung leicht variieren und andere 
Implikationen hervorrufen. 

In ihrer aktuellen Form ist die Befragung „Leben in 

Ebene der Bundesländer nutzbar, da ihre Stichpro-
bengröße dies nicht zulässt. Zukünftig werden die 
EU-SILC-Daten jedoch für die politische Entschei-

denn ab 2020 wird die EU-SILC, verbunden mit ei-

integriert. Für den deutschen Mikrozensus wird 
jährlich 1 % der Bevölkerung als Stichprobe zu un-
terschiedlichen Themen befragt. Hintergrund der 
Integration in den Mikrozensus ist die Zielsetzung 
der Bundesregierung, verstärkt arbeitsmarkt- und 
sozialpolitische Indikatoren im Rahmen der ma-

Abbildung 3: Anteil der Bevölkerung ab 16 Jahren, die nach eigener Einschätzung von Kriminalität, Gewalt oder
Vandalismus im Wohnumfeld ihres Haushaltes betroffen sind, an der Bevölkerung gleichen Alters in Hessen
und in den EU-Staaten 2016 (in %)
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kroökonomischen Ungleichgewichtsbetrachtung 
einzusetzen. Durch die Integration in den Mikro-
zensus wird der Stichprobenumfang der EU-SILC 

Verzerrungen vermieden, welche für Erhebungen 
mit freiwilliger Beantwortung, wie derzeit bei der 
EU-SILC, charakteristisch sind. Personen im unte-
ren und oberen Einkommensbereich werden vor- 
aussichtlich höhere Teilnahmequoten aufweisen. 

Mit der Integration der EU-SILC-Merkmale in den 
Mikrozensus können sozialpolitische Indikatoren 
mit der notwendigen Genauigkeit zur Verfügung 
gestellt werden. Ab dem Berichtsjahr 2020 wäre 

SILC-Daten möglich und bspw. die Aufnahme der 
„materiellen Deprivation“ als Indikator zur Armuts-
messung in Hessen denkbar.

Beim Datensatz zur Wohnsituation böte sich bei 
einer entsprechenden Stichprobengröße ein hö-

Wohnsituation ließen sich dann bspw. nach Haus-
 

rungsgrad auswerten.

Patrick Ortner; Tel.: 0611 3802-803 
E-Mail: redaktion@statistik.hessen.de

Abbildung 4: Anteil der Bevölkerung ab 16 Jahren, die nach eigener Einschätzung von Verschmutzung, Ruß o. a.
Umweltbelastungen im Wohnumfeld ihres Haushaltes betroffen sind, an der Bevölkerung gleichen Alters
in Hessen und in den EU-Staaten 2016 (in %)
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überschreitet Grenzen

Von Jacek Walsdorfer

Die Abfallbewirtschaftung ist EU-weit in rechtlicher 

Hinsicht unter der Abfallrahmenrichtlinie1) harmo-

nisiert und in organisatorischer Hinsicht vernetzt. 

Einerseits sollen – unter marktwirtschaftlichen 

Bedingungen – die vorhandenen Behandlungs-

kapazitäten ausgelastet und Verwertungswege 

extensiv genutzt werden. Andererseits sind die 

Kapazitäten zur Behandlung bestimmter Abfälle 

begrenzt. Das gilt v. a. für als gefährlich eingestuf-

te Abfälle.2) 

Abfälle entstehen nicht nur am Ende des Produkt-

-

men, im Zusammenhang mit der Güterproduktion 

Die amtliche Statistik erfasst auf Landesebene 

die grenzüberschreitende Verbringung von Abfäl-

len in der Erhebung der Abfallentsorgung und in 

der Erhebung der gefährlichen Abfälle, über die 

Nachweise zu führen sind. Andere amtliche Quel-

len eignen sich hierfür nicht, da z. B. die in der 
-

matik keine gezielte Betrachtung von Abfällen 
zulässt. 

Die Erhebung der Abfallentsorgung erfragt bei 
Abfallentsorgungsanlagen die angenommenen 
und – nach erfolgter Behandlung – abgegebenen 
Abfälle nach ihrer Art und ihrer Herkunft bzw. ih-
rem Verbleib im In- und Ausland. Zwischenlager 
sind von der Erhebung ausgenommen. Im vor-

Anlagenart als auch nach der Abfallart geglieder-
te Ergebnisse dieser Statistik. Die Erhebung der 
gefährlichen Abfälle wertet Abfallbegleitscheine, 
die den Transport insbesondere von gefährlichen 
Abfällen dokumentieren, aus. Hieraus gehen u. a. 
Daten zur Abfallart sowie zum Herkunfts- und Ziel-
staat hervor. Außerhalb des Erfassungsbereichs 
bleiben nicht gefährliche Abfälle, die ein Erzeu-
ger (z. B. ein Betrieb als Primärerzeuger oder ein 
Zwischenlager als Sekundärerzeuger) direkt über 
die Landesgrenze abgibt oder die über die Lan-
desgrenze einen Abnehmer ohne Entsorgungs-
genehmigung (z. B. eine Umladestation oder eine 
Fabrik) in Hessen erreichen.

Die hessischen Abfallentsorgungsanlagen bewäl-
tigten 2016 insgesamt 8,72 Mill. t Abfälle. Mit rund 
150 000 t bezogen sie weniger als 1,7 % davon 
aus dem Ausland. In den Jahren 2008 bis 2016 
schwankte der Auslandsanteil zwischen 1,2 % und 
2,5 % (siehe Abbildung 1). Nach der Behandlung 
gaben die hessischen Abfallentsorgungsanlagen 
2016 insgesamt 4,40 Mill. t Abfälle zur weiteren 

1) Richtlinie 2008/98/
EG des Europäischen 
Parlaments und des 
Rates vom 19. November 
2008 über Abfälle und zur 
Aufhebung bestimmter 
Richtlinien (ABl L 312 vom 
22.11.2008, S. 3–30).

2) Es gelten die Abfall-
schlüssel und Abfallbe-
zeichnungen des Europäi-
schen Abfallverzeichnisses 
(EAV) nach der Verord-
nung über das Europä-
ische Abfallverzeichnis 
(Abfallverzeichnis-Verord-
nung vom 10. Dezember 
2001 (BGBl. I S. 3379), die 
zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 17. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2644) ge-
ändert worden ist – AVV), 

-
sche Anforderungen. Das 
EAV gliedert die Abfälle 
in zweistellige Kapitel, 
vierstellige Gruppen und 
sechsstellige Abfallcodes 
und stuft die Abfälle in 
gefährliche und nicht 
gefährliche Abfälle ein.



   Staat und Wirtschaft in Hessen 3|2018 33

Verwertung oder zur Beseitigung ab. Gewöhnlich 

durchläuft ein großer Teil der Abfälle mehrere Ver-

wertungsverfahren.3) Gut 50 000 t gab die Abfall-

wirtschaft ins Ausland ab. Mit 1,2 % lag der Anteil 

innerhalb der Bandbreite der Jahre 2008 bis 2016 

von 0,2 % bis 1,5 % (siehe Abbildung 2).

Abfallannahme aus dem Ausland

Im Durchschnitt der Jahre 2008 bis 2016 nah-

men die hessischen Abfallentsorgungsanlagen 

140 000 t Abfälle aus dem Ausland zur Entsor-

gung an. Es handelte sich in erster Linie um 

Bau- und Abbruchabfälle (Abfallkapitel 17 des 

Europäischen Abfallverzeichnisses) sowie um 

vorbehandelte Abfälle aus anderen Abfallentsor-

gungsanlagen (Abfallkapitel 19) in wechselnden 

Anteilen (siehe Abbildung 3). Andere Abfallarten 

nahmen die hessischen Anlagen nur in sehr gerin-

gem Umfang aus dem Ausland an.

Die importierten Bau- und Abbruchabfälle wurden 

fast ausschließlich in hessischen Deponien abge-

lagert. Ihre Menge belief sich im Durchschnitt der 

Jahre 2008 bis 2016 auf 60 000 t. Die vorbehan-

delten Abfälle gingen überwiegend in thermische 

Abfallbehandlungsanlagen, seit 2015 vermehrt 

auch in Feuerungsanlagen und mechanisch(-bio-

logische) Behandlungsanlagen. Im Durchschnitt 

waren es knapp 50 000 t. Außerdem erreichten 

Hessen im Umfang von durchschnittlich 10 000 t 

ausländische Abfälle des Abfallkapitels 16 „die 

nicht anderswo im Verzeichnis aufgeführt sind“. 

Hierbei handelte es sich im Wesentlichen um 

größten Teil davon nahmen spezialisierte Anlagen 

an, die unter der Kategorie „andere Behandlungs-

anlagen“ gefasst sind (siehe Abbildung 4).

Die hessischen Deponien nahmen aus dem Aus-

land ausschließlich gefährliche Abfälle an. Bis 

2015 waren das zwischen 40 % und 60 % aller zur 

Entsorgung importierten Abfälle. 2016 sank dieser 

Anteil unter 20 %. Bestand die Entsorgung von 

ausländischen gefährlichen Abfällen in Hessen bis 

2015 überwiegend in der Beseitigung auf Deponi-

en, lag der Einsatz in thermischen Abfallbehand-

lungsanlagen 2016 gleichauf. Die Entsorgung von 

gefährlichen Abfällen in sonstigen Anlagenarten 

schwankte zwischen 2 % und 5 %.

Aus dem Ausland angekommene 
gefährliche Abfälle

In den Jahren 2008 bis 2014 galt der größere Teil 
der aus dem Ausland zur Entsorgung angenom-
menen Abfälle als gefährlich. Ihr Anteil schwankte 
zwischen 65 % und 80 %. Ab 2015 blieb er unter 
50 %, 2016 waren es 38 %. Neben diesen Men-
gen gingen gefährliche Abfälle auch an Zwischen-
lager, oder sie wurden in Produktionsprozessen 
wiederverwendet. Im Durchschnitt der Jahre 2008 
bis 2015 kamen insgesamt gut 140 000 t gefährli-
che Abfälle aus dem Ausland in Hessen an (siehe 
Abbildung 5), wovon durchschnittlich zwei Drittel 
unmittelbar eine Entsorgungsanlage erreichten. 
Nachdem sich die Menge von 2008 bis 2011 von 
100 000 t auf 220 000 t mehr als verdoppelt hatte, 
ging sie bis 2014 auf gut 110 000 t zurück. 
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Abbildung 1: In hessischen Abfallentsorgungsanlagen entsorgte Abfälle
2008 bis 2016 (in t)

Mill.

0

1

2

3

4

5

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016

Insgesamt darunter: ins Ausland

Abbildung 2: Von hessischen Abfallentsorgungsanlagen abgegebene Abfälle
2008 bis 2016 (in t)
Mill.

3) Die Verwertungswege 
lassen sich im Rahmen 
der amtlichen Statistik 
nicht bestimmen, jedoch 
widmen sich Studien 
diesem Thema, z. B. Jörg 
Wagner, Marko Günther, 
Hans-Bernhard Rhein, 

-
ge zur Optimierung von 

haushaltsnahen Erfassung 
von Leichtverpackungen 
und stoffgleichen Nichtver-
packungen auf der Grund-
lage vorhandener Daten, 
Umweltbundesamt (Hg.), 
Dessau-Roßlau 2018; Kurt 
Schüler: Abfüllung von Ge-
tränken im Mehrweg- und 
ökologisch vorteilhaften 
Einweggetränkeverpackun-
gen 2014, Umweltbundes-
amt (Hg.), Dessau-Roß-
lau 2016.
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Die größte Menge war in jedem der Jahre 2008 
bis 2014 aus Italien angeliefert worden. Über 
den gesamten Zeitraum betrachtet, stammte 
mehr als die Hälfte von dort. 2015 übernahm 
Israel diese Rolle. Weitere wichtige Herkunfts-
staaten innerhalb der EU waren die Niederlande 
mit einem durchschnittlichen Anteil von 10 %, 
Frankreich (5 %) und Irland (3 %). Einschließ-
lich der übrigen Mitgliedstaaten stammten drei 
Viertel aus der EU. Der wichtigste Herkunfts-
staat außerhalb der EU war die Schweiz mit 
einem durchschnittlichen Anteil von 19 %. Die 
restlichen 5 % verteilten sich auf verschiedene 
Staaten aller Kontinente.

Abfallabgabe ins Ausland

Die Gesamtmenge der in den Jahren 2008 bis 

2016 aus den hessischen Abfallbehandlungsan-

lagen ins Ausland abgegebenen Abfälle betrug 

im Durchschnitt 30 000 t. Sie schwankte stark. 

Die geringste Menge wurde 2009 mit weniger als 

10 000 t und die größte 2014 mit fast 70 000 t 

ausgeführt. Die ausgeführten Mengen wurden 

fast vollständig einem Verwertungsverfahren zu-

geführt, womit sie dem Stoffkreislauf (zunächst) 

erhalten blieben.

Die Zusammensetzung der aus den hessischen 

Abfallbehandlungsanlagen ins Ausland abgege-

* Die Ordnungsziffer bezeichnet das Abfallkapitel des Europäischen Abfallverzeichnisses (EAV) nach der Europäischen Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV).
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Abbildung 3: In hessischen Abfallentsorgungsanlagen entsorgte Abfälle aus dem Ausland 2008 bis 2016 nach Art der Abfälle (in t)
Tsd.

07 Abfälle aus organisch-chemischen Prozessen

15 Verpackungsabfall, Aufsaugmassen, Wisch-
tücher, Filtermaterialien und Schutzkleidung

17 Bau- und Abbruchabfälle

20 Siedlungsabfälle

02* Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau etc.,
Herstellung/Verarbeitung von Nahrungsmitteln

10 Abfälle aus thermischen Prozessen

16 Abfälle, die nicht anderswo im Verzeichnis aufgeführt sind

19 Abfälle aus Abfall- oder öffentlichen Abwasser-
behandlungsanlagen sowie Wasseraufbereitung

Sonstige Abfälle
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benen Abfälle war sehr uneinheitlich. Abfälle aus 
der Demontage von Altfahrzeugen wurden aus 
Hessen im gesamten Betrachtungszeitraum ex-
portiert. Sie wurden von spezialisierten Anlagen, 
die unter der Kategorie „andere Behandlungsanla-
gen“ gefasst sind, und – vermehrt ab 2013 – von 
Demontagebetrieben für Altfahrzeuge abgegeben. 
Ihre Summe bilden in Abbildung 6 die unter „16 
Abfälle, die nicht anderswo im Verzeichnis auf-
geführt sind“ ausgewiesenen Werte. In den Jah-

Mengen geschredderter Eisen- und Stahlabfälle 
aus dem Abfallkapitel 19 „Abfälle aus Abfall- oder 
öffentlichen Abwasserbehandlungsanlagen so-
wie Wasseraufbereitung“ auf. Sie stammten aus 
Schredderanlagen. 2013 und 2014 wurde der 
Export in dieser Abfallkategorie weiter durch Men-
gen an vorbehandelten Wertstoffen gesteigert, die 

Sortieranlagen abgaben. Ab 2014 weist die Statis-
tik eine wachsende Ausfuhr von Siedlungsabfällen 
(Abfallkapitel 20) nach. Sie bestanden zu gleichen 
Teilen aus Bekleidung und Textilien, die ebenfalls 
aus Sortieranlagen stammten. 2016 trat zum ers-
ten Mal im Betrachtungszeitraum eine größere 
Menge gefährlicher Abfälle aus organisch-chemi-
schen Prozessen auf, die von „anderen Behand-
lungsanlagen“ ins Ausland abgegeben wurden.

Ins Ausland verbrachte gefährliche 
Abfälle

Die von den hessischen Abfallbehandlungsanla-
gen ins Ausland abgegebenen Abfälle waren im 
Durchschnitt zu 77 % nicht als gefährlich klassi-

95 %. Exportierte gefährliche Abfälle stammten 
in erster Linie aus der Demontage von Altfahr-
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Abbildung 4: In hessischen Abfallentsorgungsanlagen entsorgte Abfälle aus dem Ausland nach Art der Anlage (in t)
Tsd.

Deponien
Chemisch-physikalische Behandlungsanlagen
Schredderanlagen
Zerlegeeinrichtungen

Thermische Abfallbehandlungsanlagen
Biologische Behandlungsanlagen
Demontagebetriebe für Altfahrzeuge
Andere Behandlungsanlagen

Feuerungsanlagen
Mechanisch (-biologische) Behandlungsanlagen
Sortieranlagen
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zeugen, die in „anderen Behandlungsanlagen“ 

separiert wurden. 2016 dominierten die schon er-

wähnten gefährlichen Abfälle aus organisch-che-

mischen Prozessen.

Von 2008 bis 2015 gingen im jährlichen Mittel 

gut 10 000 t gefährliche Abfälle von Hessen aus 

ins Ausland. Im Durchschnitt trugen die aus der 

Abfallentsorgung abgegebenen gefährlichen Ab-

Abbildung 5: Abfallverbringung gefährlicher Abfälle nach Hessen aus dem Ausland 2008 bis 2015 nach Herkunftsstaat (in t)

* Die Ordnungsziffer bezeichnet das Abfallkapitel des Europäischen Abfallverzeichnisses (EAV) nach der Europäischen Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV).
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Abbildung 6: Von hessischen Abfallentsorgungsanlagen ins Ausland abgegebene Abfälle nach Art der Abfälle (in t)
Tsd.

07* Abfälle aus organisch-chemischen Prozessen
19 Abfälle aus Abfall- oder öffentlichen Abwasser-

behandlungsanlagen sowie Wasseraufbereitung
Sonstige Abfälle

16 Abfälle, die nicht anderswo im Verzeichnis aufgeführt sind
20 Siedlungsabfälle
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fälle zu 28 % bei. Der Großteil wurde von Pri-

märerzeugern außerhalb der Abfallwirtschaft 

sowie aus Zwischenlagern und Umladestationen 

exportiert. 

* Die Ordnungsziffer bezeichnet das Abfallkapitel des Europäischen Abfallverzeichnisses (EAV) nach der Europäischen Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV).
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Abbildung 7: Abfallverbringung gefährlicher Abfälle aus Hessen in das Ausland 2008 bis 2015 nach Art der Abfälle (in t)
Tsd.

07* Abfälle aus organisch-chemischen Prozessen

Sonstige gefährliche Abfälle
16 Abfälle, die nicht anderswo im Verzeichnis aufgeführt sind

13 Ölabfälle und Abfälle aus flüssigen Brennstoffen
(außer Speiseöle und Ölabfälle, die unter Kapitel 05, 12 oder 19 fallen)15 Verpackungsabfall, Aufsaugmassen, Wischtücher,

Filtermaterialien und Schutzkleidung (anderweitig nicht genannt)

Die wichtigsten Kategorien der gefährlichen 

Abfälle, die von Hessen aus ins Ausland ver-

-

nisch-chemischen Prozessen (Abfallkapitel 07) 

Tsd.

0

5

10

15

20

25

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

Abbildung 8: Abfallverbringung gefährlicher Abfälle aus Hessen in das Ausland 2008 bis 2015 nach Zielland (in t)
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-
trotechnische Bauelemente aus dem Abfallkapi-
tel 16. Mit einigem Abstand folgten verunreinigte 
Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und 
Schutzkleidung aus dem Abfallkapitel 15 sowie 
Maschinen-, Getriebe- und Schmieröle aus dem 
Abfallkapitel 13 (siehe Abbildung 7). Die Zusam-
mensetzung unterlag Schwankungen. Diese wa-
ren allerdings weniger stark ausgeprägt als bei 
den aus Abfallentsorgungsanlagen insgesamt ins 
Ausland abgegebenen Abfällen.

Nach dem Jahr 2008 ist eine Verschiebung zu er-
kennen. Sie zeigt sich zum einen in der Verteilung 
der Abfallarten, die ins Ausland verbracht wurden. 
Die Menge der gefährlichen Abfälle aus orga-
nisch-chemischen Prozessen ging deutlich zurück 
und stieg allmählich wieder an. 2014 erreichte sie 
das Niveau von 2008, um 2015 noch einmal um 
knapp die Hälfte zu wachsen. In den Jahren 2009 
bis 2011 war im Gegenzug die Ausfuhr der unter 

Jacek Walsdorfer; Tel.: 0611 3802-401 
E-Mail: jacek.walsdorfer@statistik.hessen.de

das Abfallkapitel 16 gefassten gefährlichen Abfäl-
le überdurchschnittlich.

Zum anderen drückt sich die Verschiebung in ei-
ner veränderten Struktur der Abnehmerstaaten 
aus (siehe Abbildung 8). Insgesamt blieben die in 
Hessen angefallenen gefährlichen Abfälle nahezu 
vollständig in der EU. 2008 wurde noch ein großer 
Teil in die Niederlande ausgeführt. Ab 2009 war 
Belgien ein mindestens gleichbedeutendes Ziel. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass insbesondere 
die Niederlande und Belgien mit ihren Seehäfen 
für zumindest einen Teil der sie betreffenden Aus-
fuhren nur eine Zwischenstation darstellen. Bis 
2011 war Spanien unter den 3 wichtigsten Ziel-
staaten. Ab 2011 war Frankreich das wichtigste 
Ziel mit wachsender Bedeutung, während die Rol-
le Spaniens stark zurückging.
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Von Stefanie Picard

Der Weg zur Agenda 2030

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 
(kurz: Agenda 2030) und ihre 17 nachhaltigen Ent- 
wicklungsziele (Sustainable Development Goals, 
SDGs) sind das Ergebnis eines über Jahre geführ-
ten Dialogs, in den weltweit neben den Regierun-
gen auch die Zivilgesellschaft einbezogen war. Sie 
ist in der Resolution 70/1 der Vereinten Nationen 
(VN, engl. UN) festgehalten und zielt, wie schon 
ihr Titel verrät, auf die „Transformation unserer 
Welt“ hin „zum Besseren“ ab (Resolution 70/1 der 
VN, Präambel). Die Umsetzung ihrer 17 Ziele soll 
eine ökologisch verträgliche, sozial gerechte und 
wirtschaftlich leistungsfähige Entwicklung gewähr-
leisten. Die SDGs spiegeln somit das Drei-Säu-
len-Modell der Nachhaltigkeit wider, wobei diese 
Untergliederung in den 17 Zielen aufgegangen 
ist. Nachhaltige Entwicklung wird dabei als eine 
Entwicklung verstanden, „[...] die die Bedürfnisse 
der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass 
künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse 
nicht befriedigen können“ (Weltkommission für 
Umwelt und Entwicklung der VN, 1987, S. 27). 

gemeinsame Zukunft“ der sogenannten Brundt-
land-Kommission1) aus dem Jahr 1987, welcher 
als Beginn des weltweiten Diskurses über Nach-
haltigkeit gilt. Bereits 1972 sorgte der vom Club 

of Rome veröffentlichte Bericht „Grenzen des 
Wachstums“ für Aufsehen und schaffte eine neue 
Öffentlichkeit für Umwelt- und Entwicklungsthe-
men (Grunwald und Kopfmüller, 2012, S. 21).

Im Zuge des Diskurses luden die VN im Jahr 1992 
zu einer Konferenz über Umwelt und Entwicklung 
in Rio de Janeiro ein.2) Nachfolgekonferenzen fan-
den 1997 in New York („Rio+5“), 2002 in Johan-
nesburg („Rio+10“) und 2012 wieder in Rio statt 
(„Rio+20“). Auf der Rio+20-Konferenz wurde die 
Erarbeitung universeller Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung durch eine internationale Arbeitsgruppe 
beschlossen (Dodds et al., 2017, S. 19). Diese 
sollten die im Jahr 2015 auslaufenden Millenni-

© frank peters – Fotolia.com

1) Die Kommission wurde 
nach ihrer Vorsitzenden, 
der früheren norwegi-
schen Ministerpräsidentin 
Go Harlem Brundtland, 
benannt.

2) Zentrale Ergebnisse 
des als „Rio-Konferenz“ 
oder auch als „Erdgipfel“ 
bekannt gewordenen Tref-
fens sind die Agenda 21 
sowie die Klimarah-
menkonvention und das 
Übereinkommen über 
die biologische Vielfalt. 
Parallel zur Entwicklung 
des Rio-Prozesses wurde 
2010 auf dem MDG-Gipfel 
(Millennium Development 
Goals) in New York die 
Post-2015-Entwicklungs- 
agenda angestoßen.
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umsentwicklungsziele (Millennium Development 
Goals, MDGs) aus dem Jahr 2000 ablösen. Die 
Agenda 2030 verbindet auf diese Weise 2 ehe-
mals voneinander getrennte globale Prozesse zu 
einem ganzheitlichen Strang: die Armuts- und Ent-
wicklungsagenda der MDGs und den Rio-Prozess 
mit seiner Nachhaltigkeitsthematik.

Formaler Aufbau

Die Agenda 2030 (die Resolution 70/1 der VN) be-
steht formal aus einer Präambel, einer politischen 
Erklärung, den 17 Zielen für nachhaltige Entwick-
lung selbst, einem Plan zur Umsetzung sowie 
einem Abschnitt zur Überprüfung dieser Umset-
zung. Auch wenn die 17 Entwicklungsziele das 
Kernstück der Agenda 2030 darstellen, so sind die 
weiteren Kapitel nicht minder wichtig. 

Die Präambel enthält die Vision und benennt 
5 Kernbotschaften, die den 17 SDGs als hand-
lungsleitende Prinzipien vorangestellt sind (siehe 
Infobox 1). Die politische Erklärung geht v. a. auf 
die Zielsetzung und die Bedeutung der Agen-
da 2030 ein und beinhaltet zudem deren Prinzi-
pien und Grundlagen. Sie beschreibt die Vision 
einer Welt „frei von Armut, Hunger, Krankheit und 
Not“ (Resolution 70/1 der VN, Absatz 7), in der 
„die Menschenrechte und die Menschenwürde 
[…], die Gleichheit und die Nichtdiskriminierung 
allgemein geachtet werden“ (Absatz 8). Eine 

Welt, „in der die Menschheit in Harmonie mit der 
Natur lebt“ (Absatz 9).

Die 17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (siehe 
Infobox 2; im Folgenden werden die aufgeführten 
SDGs mit der Nummer und z. T. den Kurztiteln 
dargestellt) mit ihren 169 zugehörigen Zielvorga-
ben3) stellen das Herzstück der Agenda 2030 dar. 
Sie konkretisieren die Vision der vorgestellten po-
litischen Erklärung. Die Ziele sind so vielfältig wie 
die Themenbereiche, die sie umfassen. Sie be-
rücksichtigen die 3 Dimensionen der Nachhaltig-
keit (Soziales, Umwelt, Wirtschaft) gleichermaßen. 
Die ökologische Blindheit, die den MDGs noch 
vorgeworfen wurde, trifft auf die SDGs nicht mehr 
zu. Die Liste der SDGs enthält eine Reihe ökologi-
scher Ziele, v. a. für die Bereiche „Energie“, „Was-

„nachhaltige Konsum- und Produktionsweisen“. 
Zugleich strebt die Agenda 2030 ein dauerhaftes 
Wirtschaftswachstum an. Selbst die Reduzierung 
von Ungleichheit in und zwischen den Ländern 
ist als eigenständiges Ziel aufgenommen worden 
(SDG 10).

Die 169 Zielvorgaben unterscheiden sich stark in 
ihrer Struktur, Detailtiefe und dem jeweiligen Abs-
traktionsgrad. Grundsätzlich geben sie an, was bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt erreicht werden 

Ziele und Ziele mit reinen Richtungsvorgaben un-

Infobox 1: Die 5 Kernbotschaften der Agenda 2030

Menschen (People) – Wir sind entschlossen, Armut und Hunger in allen ihren Formen und Dimensionen ein Ende zu setzen 
und sicherzustellen, dass alle Menschen ihr Potenzial in Würde und Gleichheit und in einer gesunden Umwelt voll entfalten 
können.

Planet – Wir sind entschlossen, den Planeten vor Schädigung zu schützen, u. a. durch nachhaltigen Konsum und nachhaltige 
Produktion, die nachhaltige Bewirtschaftung seiner natürlichen Ressourcen und umgehende Maßnahmen gegen den Klima-
wandel, damit die Erde die Bedürfnisse der heutigen und der kommenden Generationen decken kann.

Wohlstand (Prosperity) – Wir sind entschlossen, dafür zu sorgen, dass alle Menschen ein von Wohlstand geprägtes und 
erfülltes Leben genießen können und dass sich der wirtschaftliche, soziale und technische Fortschritt in Harmonie mit der 
Natur vollzieht.

Frieden (Peace) – Wir sind entschlossen, friedliche, gerechte und inklusive Gesellschaften zu fördern, die frei von Furcht und 
Gewalt sind. Ohne Frieden kann es keine nachhaltige Entwicklung geben und ohne nachhaltige Entwicklung keinen Frieden.

Partnerschaft (Partnership) – Wir sind entschlossen, die für die Umsetzung dieser Agenda benötigten Mittel durch eine 
mit neuem Leben erfüllte globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung zu mobilisieren, die auf einem Geist verstärkter 
globaler Solidarität gründet, insbesondere auf die Bedürfnisse der Ärmsten und Schwächsten ausgerichtet ist und an der sich 
alle Länder, alle Interessenträger und alle Menschen beteiligen.

3) Auch als Unterziel oder 
Target bezeichnet.
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zum Teil numerisch vorgegeben (z. B. Zielvorga-
be 3.1 „Bis 2030 die weltweite Müttersterblichkeit 
auf unter 70 je 100 000 Lebendgeburten senken“) 
oder zielen auf eine bestimmte relative Verände-
rung gegenüber dem Ist-Zustand (z. B. Zielvor-
gabe 3.6 „Bis 2020 die Zahl der Todesfälle sowie 
Verletzungen infolge von Verkehrsunfällen welt-
weit halbieren“).

viele der sogenannten Means of Implementation 
(MOI). Sie sind keine Zielvorgaben im engeren 
Sinne, sondern befassen sich mit den Maßnah-

men zur Umsetzung der eigentlichen Ziele. Ge-
kennzeichnet sind sie durch ihre alphabetische 
Nummerierung. So fordert z. B. die Zielvorgabe 

-
ventionierung fossiler Brennstoffe, die zu ver-
schwenderischem Verbrauch verleitet“.

Eine Besonderheit stellt SDG 17 („Umsetzungs-
mittel stärken und die globale Partnerschaft für 
nachhaltige Entwicklung mit neuem Leben erfül-
len“) dar, dessen 19 Zielvorgaben alle in die Grup-
pe der MOI fallen. So sichert die Agenda 2030 
auf dreifache Weise ihre Umsetzung, denn neben 
SDG 17 listet auch jedes der übrigen 16 SDGs 

Infobox 2: Die 17 Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung (SDGs)

Ziel 1:  Armut in allen ihren Formen und überall beenden. 

Ziel 2:  Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen und eine nachhaltige 
  Landwirtschaft fördern. 

Ziel 3:  Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern. 

Ziel 4:  Inklusive, gleichberechtigte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten lebenslangen Lernens 
  für alle fördern. 

Ziel 5:  Geschlechtergleichstellung erreichen und alle Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung befähigen. 

Ziel 6:  Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversorgung für alle gewährleisten. 

Ziel 7:  Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie für alle sichern. 

Ziel 8:  Dauerhaftes, breitenwirksames und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbeschäftigung und 
  menschenwürdige Arbeit für alle fördern. 

Ziel 9:  Eine widerstandsfähige Infrastruktur aufbauen, breitenwirksame und nachhaltige Industrialisierung fördern 
  und Innovationen unterstützen. 

Ziel 10:  Ungleichheit in und zwischen Ländern verringern. 

Ziel 11:  Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig gestalten. 

Ziel 12:  Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sicherstellen. 

Ziel 13:  Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen ergreifen.* 

Ziel 14:  Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne nachhaltiger Entwicklung erhalten und nachhaltig nutzen. 

 
  schaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodendegradation beenden und umkehren und dem Verlust der bio- 
  logischen Vielfalt ein Ende setzen. 

Ziel 16:  Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz 

Ziel 17:  Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung mit neuem Leben erfüllen. 

* In Anerkennung dessen, dass das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen das zentrale 
internationale zwischenstaatliche Forum für Verhandlungen über die globale Antwort auf den Klimawandel ist.
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mehr oder weniger allgemein formulierte Maßnah-
men zur Umsetzung des jeweiligen Ziels auf. Zu-
dem enthält die Agenda 2030 ein eigenes Kapitel 
zum Thema Umsetzungsmittel.4)

Prinzipien der Agenda 2030

Die SDGs sind universell gültig, weil sie, anders 
als die MDGs, in allen Ländern der Welt umge-
setzt werden sollen und Entwicklungsländer und 
Industriestaaten gleichermaßen ansprechen. 
In der politischen Erklärung wird neben der uni-
versellen Gültigkeit und dem holistischen Ansatz 
insbesondere die „Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte“ hervorgehoben (Resolution 70/1 der 
VN, Absätze 10 und 19). Es werden zudem die 
Ergebnisse aller vorangegangenen Konferenzen 
und Gipfeltreffen der VN (Resolution 70/1 der VN, 
Absatz 11) und alle Grundsätze der Rio-Erklärung 
über Umwelt und Entwicklung (Resolution 70/1 
der VN, Absatz 12) bekräftigt. Besonders betont 
wird das Prinzip der gemeinsamen, aber diffe-
renzierten Verantwortung (Common but Differen- 
tiated Responsibilities, CBDR-Prinzip). Nach 

-
nerstaaten, entsprechend ihrer verschiedenen 
nationalen Gegebenheiten, Kapazitäten und Ent-
wicklungsstände und unter Berücksichtigung ihrer 

nationalen Politiken und Prioritäten, die Agen-
da 2030 und ihre Ziele umzusetzen (Resolution 
70/1 der VN, Absätze 12, 21 und 55).

Resolutionen der VN-Generalversammlung wer-
den zwar lediglich als Empfehlungen gewertet 
(UN-Charta Art. 10) und sind völkerrechtlich nicht 
bindend (Huck, 2018, S. 68). Da aber die Mehrheit 
aller Staaten hinter den Entscheidungen steht, ha-
ben sie eine erhebliche politische Wirkung.

Die Ziele und Zielvorgaben für nachhaltige Ent-
wicklung sind zudem integriert und unteilbar. Ein 
SDG steht nicht ohne das andere. Sie sind eng 
miteinander verbunden und zu einem großen 
Ganzen vereinigt. Alle Ziele werden als gleichbe-
deutend angesehen. Sie sollen in nationale Politik 
und Gesetze als fester und verbindlicher Bestand-
teil integriert werden. Dennoch gilt das Prinzip der 
Priorisierung, gemäß dem jede Nation eigene Ak-
zente setzen kann (Resolution 70/1 der VN, Ab-
satz 55).

Ein wesentliches Prinzip der Agenda 2030, wel-
ches auch als Leitmotiv gilt, ist, niemanden zu-
rückzulassen. Die SDGs gelten erst als erreicht, 
wenn sie für alle Teile der Gesellschaft erreicht 
sind. Dies ist zentral in der Präambel verankert 

-
solution wieder. Diese Ambition soll sich auch in 
den Indikatoren widerspiegeln (Resolution 70/1 
der VN, Absätze 48 und 72). Auf Datenebene 
bedeutet dies, dass Daten so detailliert vorliegen 
müssen, dass sie auch Aussagen über kleine Per-
sonengruppen erlauben.

Monitoring der SDGs

Auch wenn die Agenda 2030 völkerrechtlich nicht 
bindend ist, hat sie eine erhebliche politische Wir-
kung. Ihre Verbindlichkeit fußt nicht zuletzt auf ih-
rem „Follow-up- und Review-Prozess“ im Rahmen 
der VN. Der Berichtsprozess vor dem „Hochran-
gigen Politischen Forum für nachhaltige Entwick-
lung“ (HLPF) der VN ist die zentrale Instanz der 
Rechenschaftslegung.

Der Weiterverfolgung und Überprüfung der SDGs 
wird in der Resolution 70/1 ein eigenes Kapitel ge-
widmet. Hier ist u. a. festgelegt, dass die „Weiter-
verfolgung und Überprüfung der Ziele […] anhand 
eines Katalogs globaler Indikatoren erfolgen“ sol-

4) Dabei handelt es sich im 
Wesentlichen um eine kur-
ze Zusammenfassung der 
Aktionsagenda von Addis 
Abeba (Vereinte Nationen, 
2015b).
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len. Jedem der 169 Zielvorgaben muss demnach 
mindestens ein Indikator zugeordnet werden, auf 
dessen Basis der Grad der Zielerreichung bis 
2030 regelmäßig geprüft und veröffentlicht wird. 

Expert Group on Sustainable Development Goal 
Indicators, IAEG-SDGs) wurde damit beauftragt, 
den globalen Indikatorenset zu erarbeiten (Reso-
lution 70/1 der VN, Absätze 75 und 83). 

Indikatoren machen zentrale Themenfelder einer 
nachhaltigen Entwicklung messbar. So ist es mög-
lich, Fehlentwicklungen zu erkennen und aufzu-
zeigen. Der erste Indikatorenset, welcher kontinu-
ierlich erweitert und angepasst werden soll, wurde 
im Rahmen der 47. Sitzung der Statistischen Kom-
mission der VN im März 2016 verabschiedet und 
im nächsten Schritt von der Generalversammlung 
im Juli 2017 bestätigt (Resolution A/RES/71/313 
der VN). Der Set besteht aus 232 Indikatoren. Da 
einige von ihnen für mehrere Ziele verwendet wer-

244 beziffert.

Die nationalen statistischen Ämter haben die Auf-
gabe, die Indikatoren mit Daten zu füllen. Diese 
sollen sich nach dem geforderten Prinzip „nieman-
den zurücklassen“ nach verschiedenen Merkma-
len wie Geschlecht, Alter, Einkommen, Migrati-
onsstatus, Behinderung und geographische Lage 
aufschlüsseln lassen. Auf Grundlage der nationa-
len Daten werden zum einen die globalen Daten 
berechnet und zum anderen die nationale Umset-
zung der SDGs dargestellt.

Weiterverfolgung der Agenda

Auch wenn die Zielvorgaben Ausdruck globaler 
Bestrebungen sind und in der Resolution 70/1 „die 
Regierungen, die internationalen Organisationen, 
die Unternehmen und anderen nichtstaatlichen 
Akteure wie auch jeder Einzelne“ (Resolution 70/1 
der VN, Absatz 28) ausdrücklich zum Handeln 
aufgerufen werden, steht die Weiterverfolgung 
und Überprüfung der Zielvorgaben in der Haupt-
verantwortung jeder einzelnen nationalen Regie-
rung (Resolution 70/1 der VN, Absätze 47 und 55). 
Jede Regierung entscheidet, wie die globalen 
Bestrebungen der Zielvorgaben in die nationalen 
Planungsprozesse, Politiken und Strategien ein-

Gegebenheiten eigene nationale Zielvorgaben 
fest (Resolution 70/1 der VN, Absatz 55).

Dabei werden die Regierungen jedoch auch mit 
„[…] den regionalen und lokalen Behörden, sub-
regionalen Institutionen, internationalen Institu-
tionen, Hochschulen, philanthropischen Organi-
sationen, Freiwilligengruppen und anderen eng 
zusammenarbeiten“ (Resolution 70/1 der VN, 
Absatz 45). In der Resolution wird betont, dass 
regionale und subregionale Handlungsrahmen die 
wirksame Umsetzung der Politiken für eine nach-
haltige Entwicklung in konkrete Maßnahmen auf 
nationaler Ebene erleichtern können (Resolution 
70/1 der VN, Absatz 21).

Für die europäischen Staaten übernimmt die Eu-
ropäische Union (EU) mit ihren unterschiedlichen 
Organen eine wichtige Steuerungs- und Leitungs-
funktion.

EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung

Die EU nimmt für sich in Anspruch, eine treiben-
de Kraft bei der Post 2015-Diskussion gewesen 
zu sein und an der Agenda 2030 entscheidend 
mitgewirkt zu haben. Die Europäische Kommissi-
on erklärt weiter, dass sich die Agenda 2030 voll 
und ganz mit den Vorstellungen der EU decke und 

© Visions-AD – Fotolia.com
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sich in den 10 Prioritäten der Europäischen Kom-
mission niederschlage (Europäische Kommission, 
2016a, S. 3f.).

Das Thema „Nachhaltigkeit“ steht in der Tat schon 
lange im Zentrum der EU-Politik und ist fest in 
den EU-Verträgen verankert (in Artikel 3 Absatz 5 
und Artikel 21 Absatz 2 des Vertrages über die 
EU sowie in der Präambel). Der in der Präambel 
der EU-Verträge geäußerte feste Wille, den „wirt-
schaftlichen und sozialen Fortschritt unter Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der nachhaltigen 
Entwicklung zu fördern“, wurde durch die im Jahr 
2001 verabschiedete EU-Strategie für nachhaltige 
Entwicklung konkretisiert. Diese ergänzt die im 
Jahr 2000 beschlossene Lissabon-Strategie für 
Wachstum, Beschäftigung und größeren sozialen 
Zusammenhalt um eine ökologische Komponente.

Die EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung 
kann auch als eine Antwort auf die Konferenz 
der VN für Umwelt und Entwicklung im Jahre 
1992 in Rio de Janeiro und auf den VN-Gipfel in 
Johannesburg (2002) gesehen werden, bei de-
nen die Staatengemeinschaft und auch die EU 

überarbeiteten und 2006 beschlossenen EU-Stra-
tegie für nachhaltige Entwicklung wurde daher 
v. a. eine bessere Verknüpfung der Strategien 
auf nationaler, europäischer und internationaler 
Ebene angestrebt. Im Jahr 2010 beschloss der 
Europäische Rat mit der „Strategie Europa 2020“ 
eine Strategie für Beschäftigung und intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum. Mit der 
2001 verfassten und 2006 erneuerten Strategie 
für nachhaltige Entwicklung und der Strategie 
Europa 2020 wird deutlich, dass das Bemühen 
um Nachhaltigkeit innerhalb der EU einen hohen 
Stellenwert einnimmt.

Die Verabschiedung der Agenda 2030 für nach-
haltige Entwicklung hat den europäischen Bemü-
hungen um eine nachhaltige Entwicklung neuen 
Schwung verliehen. In Abstimmung mit ihren 

Umsetzung der Agenda 2030 zu fördern. Die Eu-
ropäische Kommission legte im November 2016 
die Antwort Europas auf die Agenda 2030 in der 
Mitteilung „Auf dem Weg in eine nachhaltige Zu-
kunft – Europäische Nachhaltigkeitspolitik“ (Euro-
päische Kommission, 2016a) dar.5)

In der Mitteilung bekräftigt die Kommission ihre 
Entschlossenheit, sich aktiv für möglichst große 
Fortschritte bei der Erreichung der SDGs einzu-
setzen (Europäische Kommission 2016a, S. 19). 
Die Mitteilung stellt die EU-Politikfelder, die zu 
den Nachhaltigkeitszielen beitragen, sowie die 
politische Steuerung und Finanzierung der Agen-
da 2030 dar und skizziert den Beitrag der Kom-
mission zum Monitoring der Nachhaltigkeitsziele. 
Die Mitteilung sieht die Entwicklung eines Indika-
toren-Rahmenwerks und ein regelmäßiges aus-
führliches Monitoring der Umsetzung der Nach-
haltigkeitsziele im EU-Kontext vor. Dies schließt 
die regelmäßige Berichterstattung über den 
EU-Beitrag zur Umsetzung der Agenda 2030 im 
„Hochrangigen Politischen Forum für nachhaltige 
Entwicklung“ (HLPF) der VN ein.

Das Kommunikationspapier wird durch ein Arbeits-
dokument der Kommissionsdienststellen ergänzt, 
welches einen Überblick über die europäischen 
Leitaktionen zur Unterstützung der Agenda 2030 
und ihren 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung 
gibt (Europäische Kommission, 2016b). Parallel 
zu diesen Dokumenten hat das Statistische Amt 
der EU (Eurostat) im Jahr 2016 eine ad hoc-Publi-
kation herausgegeben, die einen ersten Überblick 
gibt, wo die EU und ihre Mitgliedstaaten hinsicht-
lich der SDGs stehen (Eurostat, 2016).

Um die Fortschritte, die bei der Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsziele erreicht werden, im EU-Kon-
text regelmäßig zu überwachen, wurde unter Fe-
derführung Eurostats ein EU-SDG-Indikatorenset 
erarbeitet (Eurostat, 2017a). Die Arbeit an den 

und integrativen Weise, unter Einbeziehung von 
Ausschüssen des Rates, des Europäischen Bera-
tenden Ausschusses für Statistik (European Sta- 

-
den, Nichtregierungsorganisationen und der Wis-
senschaft stattgefunden.

Der Ausschuss für das Europäische Statistische 
-

tee) hat den EU-SDG-Indikatorenset im Mai 2017 
befürwortet. Es basiert auf bereits bestehenden 
Indikatoren auf europäischer Ebene im Rahmen 
der bisherigen EU-Strategie für nachhaltige Ent-
wicklung, der Strategie Europa 2020 und anderer 
politischer Initiativen.6)

5) Die Mitteilung wurde 
am 22. November 2016 
zusammen mit 2 weiteren 
Mitteilungen herausgege-
ben, die den Ansatz der 
Europäischen Kommis-
sion zur Umsetzung der 
Agenda 2030 darlegen: 
„Proposal for a new 
European Consensus on 
Development: Our World, 

-
wie “A renewed partnership 
with the countries of Africa, 
the Caribbean and the 

6) Für einen Überblick: 
siehe Europäische Kom-
mission (2016b).
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Der EU-SDG-Indikatorenset ist nach den 17 glo-
balen SDGs strukturiert und enthält 100 verschie-
dene Indikatoren. Diese Anzahl soll auch in Zu-
kunft nicht überschritten werden. Der Set deckt, 
wie in der Agenda 2030 vorgesehen, die sozialen, 
ökologischen, ökonomischen und institutionellen 
Dimensionen der Nachhaltigkeit ab. Die Anzahl 
der Indikatoren wurde gleichmäßig auf die Ziele 
verteilt, um eine Balance zwischen den einzelnen 
Politikbereichen zu halten und die Gleichwer-
tigkeit der Ziele zu unterstreichen. Von den 100 
Indikatoren sind 41 Mehrzweckindikatoren, d. h. 
sie werden zur Messung von mehr als einem 
Nachhaltigkeitsziel eingesetzt. Die Mehrzweckin-
dikatoren verdeutlichen die enge Verknüpfung 
der SDGs untereinander. Durch die Nutzung der 
Mehrzweckindikatoren wird jedes Ziel von 5 bis 
12 Indikatoren überwacht (Eurostat, 2017a, S. 4). 
Der EU-Indikatorenset unterliegt einem regelmä-
ßigen Bewertungsprozess und soll stetig weiter-
entwickelt werden.

Wie im Kommunikationspapier angekündigt, ver-
öffentlichte Eurostat 2017 auf Grundlage des ent-
wickelten EU-SDG-Indikatorensets den ersten 
von regelmäßig vorgesehenen Überwachungsbe-
richten zu den Fortschritten bei der Verwirklichung 
der SDGs im EU-Kontext (Eurostat, 2017b). Der 
Überwachungsbericht bietet eine erste statisti-
sche Auswertung der Entwicklungen in Bezug auf 
die Ziele der nachhaltigen Entwicklung in der EU 
in den letzten 5 Jahren („kurzfristig“) und, sofern 
es die Datenverfügbarkeit zulässt, in den letzten 
15 Jahren („langfristig“).

Bei der Entwicklung des EU-Indikatorensets wur-
den keine konkreten Zielwerte festgelegt. Bei Indi-
katoren, für die politische Ziele der EU bestehen, 
wird der Fortschritt im Verhältnis zu diesen Zielen 

vorwiegend in den Bereichen „Klima“, „Energie-
verbrauch“, „Bildung“, „Armut“, „Beschäftigung“ 
und „Verkehrssicherheit“, zu (Europäische Kom-
mission, 2016b; Eurostat, 2017b). Die Entwick-
lung der übrigen Indikatoren wurde anhand der 
Richtung und Geschwindigkeit der Änderung auf 

-
ver Regeln beschrieben. Eine detaillierte Erläute-
rung der angewandten Methodik kann dem Über-
wachungsbericht entnommen werden.

Betrachtet man die Entwicklung innerhalb der letz-
ten 5 Berichtsjahre, für die Daten verfügbar sind, 
hat die EU beträchtliche Fortschritte bei folgenden 
Zielen erreicht: SDG 3 „Gesundheit und Wohler-
gehen“, SDG 7 „Bezahlbare und saubere Ener-
gie“, SDG 11 „Nachhaltige Städte und Gemein-
den“, SDG 12 „Verantwortungsvolle Konsum- und 
Produktionsmuster“ und SDG 15 „Leben an Land“. 
Fortschritte auf dem Weg zu einem bestimmten 

Zustand bei diesem Ziel für die EU bereits zufrie-
denstellend ist.

Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie

Auf nationaler Ebene werden einerseits die globa-
len SDG-Indikatoren berechnet und andererseits 
die Fortschritte der jeweiligen nationalen Umset-
zung der Agenda 2030 ermittelt. Deutschland 
hat gemeinsam mit 21 weiteren Staaten bereits 
beim ersten „Hochrangigen Politischen Forum 
für nachhaltige Entwicklung“ (HLPF) im Jahr 
2016 über seine Umsetzung der Agenda 2030 
berichtet. Deutschland begann früh, das Prinzip 
der Nachhaltigkeit zu verfolgen. Die erste natio-
nale Nachhaltigkeitsstrategie „Perspektiven für 
Deutschland – Unsere Strategie für eine nachhal-
tige Entwicklung“ legte die Bundesregierung 2002 

© pico – Fotolia.com
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zum Weltgipfel der VN für nachhaltige Entwick-
lung in Johannesburg vor.

Die Bundesregierung hat sich zur Umsetzung 
der Ziele der Agenda 2030 auf nationaler Ebene 

eine umfassende Überarbeitung der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie im Zeichen der 17 SDGs 
der VN und ihre Verabschiedung im Januar 2017. 
Kurz darauf wurden die auf diese Weise überar-
beiteten Ziele und Indikatoren zur – nunmehr um-
benannten – Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
in einer Publikation des Statistischen Bundesam-
tes (2017) vorgestellt.

Mit einem solchen Indikatorenbericht informiert 
das Statistische Bundesamt im zweijährlichen 
Turnus über die Entwicklung der Indikatoren wie 
auch über die Zielerreichung. Darüber hinaus ist 
dieser Bericht alle 4 Jahre Teil des Fortschrittsbe-
richts der Bundesregierung. Ausführliche Erläute-

der Nachhaltigkeitsstrategie begleitenden Aufsatz 
(Blumers und Kaumanns, 2017).

Regionale Weiterverfolgung der 
Nachhaltigkeitsziele

Die Umsetzung der Agenda 2030 in Deutschland 
ist nicht allein Aufgabe der Bundesregierung. In 

-
desländern und den Kommunen in den Berei-
chen, für die sie Kompetenzen besitzen und über 
Kapazitäten verfügen, eine wichtige Rolle bei der 
Verwirklichung der Nachhaltigkeitsziele zu. Die 
Länder verfügen in vielen Bereichen über Rechts-
setzungs- bzw. Umsetzungskompetenzen, so 

z. B. im Bereich der Bildung (SDG 4). Zudem er-
möglicht ihre lokale Expertise und größere Nähe 
zu Bürgerinnen und Bürgern eine unmittelbarere 
Umsetzung der Agenda 2030.

Zur Umsetzung der SDGs in Deutschland ist da-
her ein abgestimmtes, gemeinsames Handeln 
zwischen Bund und Ländern notwendig. Die Bun-
desregierung hat daher zum Ziel, dass die Länder 
eigene Nachhaltigkeitsstrategien entwickeln und 
sich dabei an der Deutschen Nachhaltigkeitsstra-
tegie orientieren (Die Bundesregierung, 2017, 
S. 46). Gleichzeitig sollen die Länder jedoch im 
Sinne des Föderalismus eigene Schwerpunkte 
setzen können – unter Beachtung ihrer kompara-

-
tuationen.

Die Länder bekräftigten mit einem Beschluss der 
Ministerpräsidentenkonferenz von 2014, im Rah-
men ihrer Möglichkeiten geeignete Maßnahmen 
für die Umsetzung der SDGs zu ergreifen (Minis-
terpräsidenten, 2014).

Die regionale Umsetzung und Teilhabe ist zudem 
in der Resolution 70/1 der VN explizit gewünscht 
und verankert (vgl. z. B. Absätze 21, 45, 77 
und 80).

Um die Vernetzung zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen zu stärken, wurden 4 „Regionale 
Netzstellen Nachhaltigkeit“ (RENN) eingerichtet. 
Die RENN sind regional organisierte Informa-
tions- und Aktionsplattformen. Sie vernetzen die 
verschiedenen Akteure und bündeln den gesell-
schaftlichen Dialog.

Hessische Umsetzung der Agenda 2030

Auch in Hessen sind die Bestrebungen hin zu ei-
ner nachhaltigeren Lebensweise nicht neu. In die-
sem Jahr feiert die Nachhaltigkeitsstrategie Hes-
sen („Lernen und Handeln für unsere Zukunft“) ihr 
10-jähriges Jubiläum. Ausgehend von den The-
men der EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung 
hat die Hessische Landesregierung im Frühjahr 
2008 die Nachhaltigkeitsstrategie Hessen ins 
Leben gerufen. Den Startpunkt bildete eine breit 
angelegte Konsultationsphase: Alle Bürgerinnen 
und Bürger, Jugendliche sowie Akteure aus Ge-
sellschaft, Wissenschaft, Wirtschaft und Politik 
aus Hessen wurden zur Mitarbeit in der Nachhal-

© vege – Fotolia.com
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tigkeitsstrategie Hessen eingeladen und konnten 
gewünschte Schwerpunkte einbringen. Die Nach-
haltigkeitsstrategie Hessen versteht sich als Initia-
tive des ganzen Landes.

Organisatorischer Rahmen

Das oberste Entscheidungsgremium der Nach-
haltigkeitsstrategie Hessen ist die Nachhaltig-
keitskonferenz unter dem Vorsitz des Hessischen 
Ministerpräsidenten. Hier diskutieren und ent-
scheiden führende Akteure aus Politik, Wissen-
schaft, Wirtschaft, Verwaltung und Gesellschaft 
über Schwerpunkte und Ausrichtung der Strategie. 

Die „Geschäftsstelle Nachhaltigkeitsstrategie“, an-
gesiedelt im Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, koordiniert 
und begleitet den gesamten Prozess. Sie ist An-
laufstelle für alle Beteiligten, führt Ideen, Meinun-
gen und Konzepte zusammen und unterstützt die 
Mitglieder aller Gremien dabei, die gemeinsame 
Strategie zu entwickeln. Steuerungskreise über-
nehmen die detaillierte Ausgestaltung der von der 
Konferenz beschlossenen Schwerpunktthemen 
und verantworten die Auswahl und Umsetzung der 
konkreten Aktivitäten.

Bereits in ihrer ersten Sitzung im Oktober 2008 be-
schloss die Nachhaltigkeitskonferenz die Auswahl 
und Festlegung von Zielen und Indikatoren. Als 

strategisches Dach geben sie den beteiligten Ak-
teuren eine Orientierung und Planungssicherheit. 
Die von der Nachhaltigkeitskonferenz eingesetzte 
Task Force „Ziele und Indikatoren“ erarbeitete un-
ter der Leitung des Hessischen Statistischen Lan-

Zielen und Indikatoren zu den 3 Säulen der Nach-
haltigkeit (Ökonomie, Ökologie und Soziales). 
Dabei lehnte sich die Task Force eng an die Ziele 
der nationalen und europäischen Nachhaltigkeits-
strategien an. Auf Basis dieses Indikatorensets 
und der im April 2009 veröffentlichten Eröffnungs-
bilanz wurde 2010 ein erster Indikatorenbericht 
veröffentlicht. Weitere Berichte, als Fortschrittsbe-

Zuletzt erschien der Fortschrittsbericht 2016 (Hes-
sisches Statistisches Landesamt, 2016).

Weiterentwicklung der Ziele und 
Indikatoren

Seit der Initiierung der Nachhaltigkeitsstrategie 
Hessen im Frühjahr 2008 sind viele Projekte der 
Nachhaltigkeitsstrategie erfolgreich abgeschlos-
sen worden. Im Mai 2016 beschloss die Nach-
haltigkeitskonferenz die Weiterentwicklung des 
bestehenden Ziele- und Indikatorensets und die 
damit verbundene Anpassung an nationale und 
internationale Entwicklungen. Die grundlegende 

Tabelle 1: Ziele und Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie Hessen nach SDGs (Stand: 02.05.2018)

Ziel

 

Adipositas bei Erwachsenen

4

Nitrat im Grundwasser

Erneuerbare Energien
8

Breitbandversorgung
Endenergieverbrauch privater Haushalte
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Überarbeitung der Indikatoren und Ziele steht im 
Zeichen der 17 Nachhaltigkeitsziele der Agen-
da 2030. Zentraler Ort der Weiterentwicklung ist 
die Task Force „Ziele und Indikatoren“. Der Pro-
zess der Weiterentwicklung gliedert sich in 2 Pha-
sen. Begleitet durch das Hessische Statistische 
Landesamt erarbeitete die Task Force in der ers-
ten Phase einen Vorschlag für einen neuen Indika-
torenset. Dieser wurde im Mai 2017 in die Nach-
haltigkeitskonferenz eingebracht, verabschiedet 
und im Nachgang geringfügig angepasst.

In der zweiten Phase erarbeiteten die zuständi-
gen hessischen Ministerien Ziele bzw. Zielwerte 
zu den jeweiligen Zielindikatoren für das Jahr 
2030. Diese wurden in den Sitzungen der Task 
Force vorgestellt, diskutiert und teilweise ange-
passt. Die entwickelten Ziele und Zielwerte wur-
den im Rahmen der 10. Sitzung der Nachhaltig-
keitskonferenz im Mai des Jubiläumsjahrs 2018 
vorgestellt und verabschiedet (siehe Tabelle 1). 
Der gesamte Prozess ist durch einen offenen Di-
alog zwischen den Akteuren gekennzeichnet. Ge-
leitet wurde die Phase 2 von der Geschäftsstelle 
der Nachhaltigkeitsstrategie und der Hessischen 
Staatskanzlei.

Der hessische Indikatorenset enthält 13 Ziel- und 
40 Reportingindikatoren (siehe Tabelle 2). Die 
Zahl der Indikatoren wurde bewusst begrenzt, um 
eine gute Kommunikation und Akzeptanz in der 
Gesellschaft zu gewährleisten. Der bisherige In-
dikatorenset der Nachhaltigkeitsstrategie Hessen 
enthielt 46 Indikatoren. Davon wurden 27 Indika-
toren in den neuen überarbeiteten Set überführt. 
Dies ermöglicht eine gewisse Konsistenz in der 

Berichterstattung. Der überarbeitete Indikatoren-
set soll einer kontinuierlichen Evaluierung un-
terliegen, um den Einbezug von Indikatoren zu 
ermöglichen, die im Laufe der Zeit aus neuen Da-
tenquellen verfügbar werden und um neuen Pri-
oritäten der Politik Rechnung tragen zu können. 
So ist bspw. zum Monitoring des SDG 1 (Keine 
Armut) nach Möglichkeit ein Zielindikator zum 
Thema „Materielle Deprivation“ geplant. Hierzu 
sollen die Ergebnisse der Europäischen Gemein-
schaftsstatistik über Einkommen und Lebensbe-
dingungen (EU-SILC) ab 2021 verwertbare Daten 
auf Landesebene liefern.

Die Verbundenheit der Nachhaltigkeitsstrategie 
Hessen mit der europäischen und auch der glo-
balen Strategie ist nicht nur in der Strukturierung 
nach den 17 Zielen der Agenda 2030 erkennbar. 
Obwohl sich die Gesamtzahlen der Indikatoren in 
den jeweiligen Indikatorensets deutlich unterschei-
den, sind mehr als die Hälfte der hessischen Indi-
katoren ähnlich, wenn nicht sogar deckungsgleich 
mit den entsprechenden Indikatoren der globalen 
Agenda 2030 und den EU-SDG-Indikatoren.

Fazit

Die Verabschiedung der Agenda 2030 hat den Be-
mühungen um eine nachhaltige Entwicklung welt-
weit neuen Schwung verliehen. Die Weiterverfol-
gung und Überprüfung der 17 Nachhaltigkeitsziele 
spielt in der Agenda 2030 eine wichtige Rolle und 
ist in der Resolution 70/1 auf dreifache Weise ver-
ankert. Zum einen wurde der Überprüfung ein ei-
genes Kapitel gewidmet, zum anderen widmet sich 
SDG 17 (Partnerschaften zur Erreichung der Ziele) 
ausschließlich dieser Thematik.7) Zudem gibt es zu 
den übrigen 16 SDGs mehr oder weniger allgemein 
formulierte Maßnahmen zur Umsetzung des jewei-
ligen Ziels. Daher muss jeder Zielvorgabe mindes-
tens ein Indikator zugeordnet sein und mit Daten 
unterfüttert werden. Die Indikatoren bilden die we-
sentliche Grundlage, um die Verwirklichung der 
Ziele zu überprüfen und Fortschritte zu messen.

Auch wenn die Weiterverfolgung und Überprüfung 
der Zielvorgaben in der Hauptverantwortung jeder 
einzelnen nationalen Regierung liegt (Resolution 
70/1 der VN, Absätze 47 und 55), kommt der EU 
und auch den Bundesländern bei der Umsetzung 
eine wesentliche Rolle zu.

7) Hinweis: im Langtitel 
des SDGs 17 ist die For-
mulierung „Umsetzungs-
mittel stärken“ enthalten 
(siehe auch Infobox 2).

© Trueffelpix – Fotolia.com
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Tabelle 2: Indikatorenset der Nachhaltigkeitsstrategie Hessen (Stand: 02.05.2018)

R
R

Z
Z

Adipositas bei Erwachsenen Z
Immissionen von Luftschadstoffen R
Lärmbelastung R
Lebenserwartung R

Z
R

Lebenslanges Lernen R
Öffentliche Ausgaben für Bildung R

Frauen in führenden politischen Ämtern R
Frauen in den Führungspositionen in der Privatwirtschaft R

R

Nitrat im Grundwasser Z
Ammonium in Fließgewässern R

Erneuerbare Energien Z
R

Preisindex für Energie der privaten Haushalte R
R

Z
R
R

Nettoanlageinvestitionen R
R
R

Gütertransportintensität R
Betriebe mit Betriebsräten R

Z
Breitbandversorgung Z

Einbürgerungen von Ausländern R
R
R

Radwegenetz R
R
R
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E-Mail: NHS-Indikatoren@statistik.hessen.de

Noch:Tabelle 2: Indikatorenset der Nachhaltigkeitsstrategie Hessen (Stand: 02.05.2018)

Endenergieverbrauch privater Haushalte Z
R
R

Z
R
R

Z
Z
R

Landschaftszerschneidung R
Waldzustand R

R
R

R
R
R

Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung mit 
ihren 17 SDGs gab in der EU, in Deutschland und 
Hessen den Anstoß zur umfassenden Überar-
beitung und Weiterentwicklung der bestehenden 
Nachhaltigkeitsstrategien. So wurden neue The-
menfelder der Agenda 2030 aufgenommen. Infol-
gedessen haben sowohl die Anzahl der Indikator-
bereiche als auch die Zahl der Indikatoren selbst 
deutlich zugenommen.

Die jeweiligen statistischen Ämter informieren 
unabhängig sowohl über die Entwicklung der In-
dikatoren als auch über die Zielerreichung. Für 
das Land Hessen geschieht dies im Fortschritts-
bericht zur Nachhaltigkeitsstrategie Hessen. 
Der nächste Bericht erscheint voraussichtlich im  
Jahr 2019.
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Hessen in Europa

In der Hauptbeschäftigung geleistete 
Wochenarbeitsstunden 

Nach dem Blick auf die Pendler im zwölften Teil 
der Serie „Hessen in Europa“ wird in diesem Bei-
trag ebenfalls ein Indikator der Arbeitsmarktsta-
tistik beschrieben. Gegenstand der Betrachtung 
ist die Anzahl der in der Hauptbeschäftigung nor-
malerweise geleisteten Wochenarbeitsstunden 
der Erwerbstätigen im Alter von 20 bis unter 65 
Jahren in den NUTS-2-Regionen Europas1)2)3). Auf 
Basis europaweit vergleichbarer Angaben werden 
die Ergebnisse für Hessen eingeordnet und Un-
terschiede in den europäischen Regionen darge-
stellt4). 

In der Ausgabe 1/2017 dieser Zeitschrift standen 
die Erwerbstätigen und ihr Anteil an der erwerbs-
fähigen Bevölkerung (Erwerbstätigenquote) im 
Mittelpunkt. Alle 3 hessischen Regionen wiesen 
eine relativ hohe, über dem EU-28-Durchschnitt 
liegende, Erwerbstätigenquote auf. Die moderne 
Arbeitswelt ist geprägt durch eine Vielzahl von 
Möglichkeiten der Arbeits(zeit)gestaltung. Neben 
der Kopfzahl ist daher auch der Blick auf den Ar-
beitseinsatz von Bedeutung. 

In Deutschland leisteten die Erwerbstätigen 2017 
durchschnittlich 35,5 Arbeitsstunden, die Hessin-
nen und Hessen arbeiteten 35,2 Stunden pro Wo-
che. Beide Wochenarbeitszeiten lagen somit unter 
der der 28 EU-Staaten in Höhe von 37,5 Stun-
den5).

Auch in den niederländischen Regionen sowie in 
Teilen Deutschlands liegt die geleistete Stunden-
zahl unter 36 Stunden. Sie sind in der Karte (siehe 

Abbildung 1) hell dargestellt. Eine hohe Zahl von 
Arbeitsstunden tritt vorwiegend in Süd- und Ost-
europa auf, bspw. in Griechenland und in Teilen 
Polens oder Bulgariens. Sie sind in der Karte dun-
kel dargestellt. 

Durchschnittlich geleistete Stunden 
in Hessen und den europäischen 
Regionen 2017 

Es liegen Informationen für 276 europäische 
Regionen (NUTS-2-Ebene) vor. Davon wiesen 
12 Regionen oder rund 4 % weniger als 34 ge-
leistete Stunden je Woche auf. In 41 Regionen 
(14,9 %) wurde zwischen 34 und 36 Stunden ge-
arbeitet. Die größte Gruppe (43,5 %) bildeten die 
120 Regionen mit einer Stundenzahl zwischen 
36 und 38. 47 Regionen, also rund 17 %, wie-
sen Stundenzahlen zwischen 38 und 40 auf. In 
56 Regionen (20,3 %) wurde 40 Stunden oder 
mehr gearbeitet. 

In den 28 EU-Staaten reichte die Spanne zwi-
schen dem geringsten und dem höchsten Wert 
von 30,2 Stunden in der niederländischen Re-
gion „Groningen“ bis zu 45,2 Stunden in der 
griechischen Region „Notio Aigaio“. Die Gruppe 
der 10 Regionen mit den geringsten Stunden-
zahlen setzte sich neben „Groningen“ aus wei-
teren 9 niederländischen Regionen zusammen. 
Die Gruppe der 10 Regionen mit den höchsten 
Stundenzahlen umfasste weitere 9 griechische 
Regionen. Die Ursachen für die Unterschiede 
zwischen den Regionen sind vielschichtig. Um 
etwa die Arbeitszeit reduzieren zu können, muss 
zum einen ein bestimmtes Wohlstandsniveau er-
reicht und zum anderen die rechtliche Grundlage 
vorhanden sein. 

Mit Blick auf Hessen betrug die durchschnitt-
lich geleistete Stundenzahl im Regierungsbe-
zirk Gießen 34,1 Stunden, im Regierungsbezirk 
Kassel 34,4 Stunden und im Regierungsbe-
zirk Darmstadt 35,7 Stunden. 

Mit dem Regierungsbezirk Gießen vergleichbare 
Regionen waren bspw. die niederländische Re-
gion „Zeeland“ (32,8 Stunden) oder die dänische 

1) Im Folgenden: „durch-
schnittlich geleistete 
Stunden“.

2) NUTS steht für „No-
menclature des unités 
territoriales statistiques“ 

 
einheiten für die Statistik). 
In Deutschland entspricht 
die NUTS-1-Ebene den 
Bundesländern, die 
NUTS-2-Ebene i. d. R. den 
Regierungsbezirken und 
die NUTS-3-Ebene den 
Landkreisen und kreisfrei-
en Städten. 

3) Für die Abgrenzung 
„20- bis unter 65-Jähri-
ge“ spricht, dass sie die 
heute tendenziell längeren 
Ausbildungszeiten berück-
sichtigt. 

4) Die Datenverfügbarkeit 
für die Regionen variiert je 
nach Indikator. Datenquel-
le: Eurostat, 2018. Durch-

-
stunden in Haupttätigkeit 

 – 
jährliche Daten [online]. 
Code: [lfst_r_lfe2ehour] 
[Zugriff am: 09.07.2018]. 
Verfügbar unter: https://bit.

. 

5) International vergleich-
bare Daten zur Zahl der 
geleisteten Stunden 
werden im Rahmen der 
Arbeitskräftestichprobe der 
Europäischen Union er-
mittelt. Diese ist fester Be-
standteil des Mikrozensus, 
einer jährlich in Deutsch-
land durchgeführten 
Haushaltsbefragung bei 
rund 1 % der Haushalte. 
Geleistete Stunden werden 
ebenfalls im Rahmen der 
Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen ermittelt.

© JENS – Fotolia.com
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1) Quelle: Eurostat, Online Daten Code [lfst_r_lfe2ehour].
© Hessisches Statistisches Landesamt, Wiesbaden, 2018

Kartografie: Competence Center Geoinformation (CCG)

© EuroGeographics bezüglich der Verwaltungsgrenzen

0 100 km

EU-28 = 37,5

Durchschnittlich geleistete 
Wochenarbeitsstunden

0 1.000 km

Unter 34

Daten nicht verfügbar

34 bis unter 36

36 bis unter 38

38 bis unter 40

40 oder mehr

Abbildung 1: Durchschnittlich geleistete Wochenarbeitsstunden in der Haupttätigkeit der Erwerbstätigen 
im Alter von 20 bis unter 65 jahren im Jahr 2017 nach NUTS-2-Regionen1)
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© jorisvo – Fotolia.com

Region „Hovedstaden“ (34,2 Stunden). Dem Re-
gierungsbezirk Kassel ähnliche Regionen waren 
das französische Überseedepartement Gua-
deloupe (ebenfalls 34,4 Stunden) und die däni-

dänischen Region „Sjælland“ (35,6 Stunden), der 
belgischen Region „Prov. Luxembourg“ sowie 

(jeweils ebenfalls 35,7 Stunden) arbeiteten die 

Beschäftigten gleich oder ähnlich lange wie im 
Regierungsbezirk Darmstadt. 

Im Hinblick auf die EFTA-Staaten6) liegen Daten 
für Norwegen, die Schweiz und Island vor. Die 
Spanne der Arbeitszeit reichte hier von 34,3 Stun-
den in der norwegischen Region „Trøndelag“ bis 
zu einem Wert von 40,5 Stunden in Island. 

Von den EU-Beitrittskandidaten „Türkei“, „Ser-
bien“, „Montenegro“, „Albanien“ und „Mazedo-
nien“ lagen nur Angaben für die Türkei, Monte-
negro und Mazedonien vor. Die niedrigsten und 
höchsten Werte dieser Gruppe stammen von 2 
türkischen Regionen: Während die Erwerbstä-
tigen in der Region „Agri, Kars, Igdir, Ardahan“ 
36,5 Stunden arbeiteten, taten dies die Beschäf-
tigten in der Region „Mardin, Batman, Sirnak, 
Siirt“ 52,5 Stunden.

Benedikt Kull; Tel.: 0611 3802-824; 
E-Mail: benedikt.kull@statistik.hessen.de

6) EFTA steht für „Europe-
an Free Trade Association“ 
(„Europäische Freihandels- 
assoziation“). Zugehöri-
ge Staaten sind: Island, 
Liechtenstein, Norwegen 
und die Schweiz. Kandida-
tenländer sind: Albanien, 
Montenegro, die ehemalige 
jugoslawische Republik 
Mazedonien, Serbien und 
die Türkei.
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Ausgewählte Daten zur wirtschaftlichen Entwicklung in Hessen

Jahr 
 

Verarbeitendes Gewerbe1) Bauhauptgewerbe3) Einzelhandel Preise 7)

Volumenindex des 
Auftragseingangs2) Beschäf- 

tigte

Index des 
Auftrags- 

eingangs4)
Beschäf- 

tigte

Index 
der 

Umsätze5)12)

Ver- 
braucher- 

preisindex6)
Arbeits- 
lose8)

Arbeits- 
losen- 

9)

Gemeldete
Arbeits- 
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Kurz- 
arbeit 

 
8)13)

insgesamt Inland Ausland
Grundzahlen11)

. . .

Juni 
. . . .

Juli
August

. . . .

November

. . . .
Januar . . .
Februar . . .

. . .
. . . .

April . . .
. . .

Juni . . .
. . . .

11)

.

.

. . . .

.
Juni .

. . . .
Juli .
August .

.
. . . .

.
November .

.
. . . .

Januar . . . .
Februar . . . .

. . . .
. . . .

April . . . .
. . . .

Juni . . . .
. . . .

11)

.
Juni .

. . . .
Juli .
August .

.
. . . .

.
November .

.
. . . .

Januar . . . .
Februar . . . .

. . . .
. . . .

April . . . .
. . . .

Juni . . . .
. . . .

-

 



   Staat und Wirtschaft in Hessen 3|201856

 

Regionale 
Gliederung Kennziffer

A Bevölkerung, Gesundheitswesen, Gebiet, Erwerbstätigkeit
K

  
K

  

  
K

  

  
K

  

L
  

K
  

L B III 4
L

C Land- und Forstwirtschaft, Fischerei
K
L
K
K
K
K
K

D Gewerbeanzeigen, Unternehmen und Arbeitsstätten, Insolvenzen
K

E Produzierendes Gewerbe, Handwerk
K

 

K
K
K

Indizes des Auftragseingangs und des Umsatzes im Verarbeitenden Gewerbe in Hessen
L
L
L

K
K
K
K

Energieversorgung in Hessen
L
L
L
L
L
L
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Regionale 
Gliederung Kennziffer

F Wohnungswesen, Bautätigkeit
  

G
  

Baugenehmigungen in Hessen 
K
K
K
K
K

G Handel, Tourismus, Gastgewerbe
 

L
L
L

 

L
L
L
L

L
L
L

L
L
L

G
G
G

L
L
L G IV 4

H Verkehr

K
K
L H I 4

Binnenschifffahrt in Hessen
Häfen
Häfen
Häfen
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Regionale 
Gliederung Kennziffer

K Sozialleistungen

  
K

  

K
K

L Öffentliche Finanzen, Personal, Steuern
L
K
G
L L IV 4
L

M Preise und Preisindizes
Verbraucherpreisindex in Hessen 

L
L
L
L

P Gesamtrechnungen
K
K

Q Umwelt
K
K
L

Verzeichnisse
G Excel
- Excel
-
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Tourismus 2017 in Hessen – Regionale Aspekte 
und Besonderheiten

  von 
-

chen Ländern kommen die Gäste? Welcher Reisemonat ist der beliebtes-
te? Diese und weitere Fragen über den Tourismus in Hessen werden von 
der Autorin in ihrem Überblicksartikel beantwortet. Ein Schwerpunkt liegt 
zudem auf der Darstellung der regionalen Besonderheiten.

Gästeankünfte und Übernachtungen in kleinen 
Beherbergungsbetrieben in Hessen

  von 

Beherbergungsbetriebe mit weniger als 10 Schlafgelegenheiten werden 
von der Statistik nicht erfasst. Der Beitrag thematisiert die Möglichkeit, die 
Anzahl der Beherbergungsbetriebe, der Übernachtungen und Gästean-
künfte mittels Auswertungen der Beherbergungsstatistik in Verbindung mit 
dem Unternehmensregister zu schätzen, um auf diese Weise die Beher-
bergungsstatistik zu ergänzen.

Veränderungsraten und Zeitreihenbrüche am 
Beispiel der Personenverkehrsstatistik

  von Jacek Walsdorfer

Diskontinuitäten in Statistiken lassen sich oft nicht vermeiden. Die Neu-

-

Das Heft 4/2018 können Sie voraussichtlich ab März 2019 auf unserer Homepage: https://statistik.hessen.de abrufen oder 
über unseren Vertrieb unter: vertrieb@statistik.hessen.de bestellen.

© magele-picture – Fotolia.com

… auf das nächste Heft 4/2018 – 
Thema: Tourismus

© Sashkin – Fotolia.com

© scusi – Fotolia.com
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Die Auswirkungen der documenta auf Gäste- und 
Übernachtungszahlen in Kassel

Wer an Kassel denkt, denkt auch an die Kunstausstellung documenta, 
-

natigen Kunstausstellungen in den Jahren 2012 und 2017 auf die Touris-
musbranche in Kassel hat und wie hoch die Gästezahlen in den Jahren 

Ermittlung des Bettenangebots von Beher- 
bergungsbetrieben in Hessen mit Webscraping- 
Methoden

  von Normen Peters

Der Beitrag beschäftigt sich mit einem möglichen Einsatz des Webscra-
ping in der Tourismusstatistik. Der Autor demonstriert die exemplarische 
Anwendung dieses technisch-methodischen Ansatzes auf ein bekanntes, 
kommerzielles Buchungsportal aus der Beherbergungsbranche. Mit dem 
Webscraping können bspw. Informationen, wie die Anzahl der Einzel- und 
Doppelzimmer, die frei im Internet verfügbar sind, abseits üblicher Erhe-
bungsmethoden gewonnen werden.

Die Beitragsreihe „Hessen in Europa“ befasst sich im nächsten Heft mit 
der Anzahl der Übernachtungen in Beherbergungsbetrieben nach NUTS 
2-Regionen. 

Außerdem im Heft:

© Modella – Fotolia.com

© Hessisches Statistisches Landesamt

Ortsschild; © Stadt Kassel, Foto: Andreas Weber
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